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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die politi- 
sche Entwicklung in der Osttimor-Frage nach 
den jüngsten Äußerungen aus der indonesi- 
schen Regierung zur Frage einer möglichen 
Autonomie oder Unabhängigkeit? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 25. Februar 1999 


Die Bundesregierung begrüßt die positiven Ergebnisse des jüngsten 
Treffens der Außenminister Portugals und Indonesiens unter der 
Schirmherrschaft des VN-Generalsekretärs. Der indonesische Außen- 
minister Alatas gab dabei offiziell bekannt, daß Indonesien eine weitrei- 
chende Autonomie im verfassungsmäßigen Rahmen der Indonesischen 
Republik als die beste Lösung für die Osttimor-Frage ansehe. Dieser 
Vorschlag werden den Osttimoresen zur Zustimmung vorgelegt. Im 
Falle einer Ablehnung werde die indonesische Regierung der Beraten- 
den Volksversammlung, MPR, die im Juni neu gewählt wird, empfeh- 
len, den Annexation Act von 1978 aufzuheben und Osttimor Unabhän- 
gigkeit zu gewähren. 


2. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welche Haltung wird die Bundesregierung in 
der deutschen E U-Ratspräsidentschaft zur Ost- 
timor-Frage einnehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 25. Februar 1999 


Die deutsche Ratspräsidentschaft hat am 21. Februar 1999 eine mit den 
E U-Mitgliedstaaten abgestimmte Erklärung zu den jüngsten Entwick- 
lungen in der Osttimor-Frage abgegeben, deren Inhalt die Haltung der 
deutschen Ratspräsidentschaft wiedergibt [siehe Anlage*)]. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die 
Fragestunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


3. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Laut Aussage des Bundesministers des Innern, 
Otto Schily, in der Plenardebatte vom 23. Fe- 
bruar 1999 wurden die Personalien festgestellt. 
Wie viele von den ca. 2000 bis 3000 Kurden sind 
tatsächlich in Haft und können wirklich abge- 
schoben werden, und wie viele von den betref- 
fenden Personen leben bereits seit acht und 
mehr Jahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rndolf Körper 
vom 3. März 1999 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ergingen im Zusammenhang mit 
den gewalttätigen Ausschreitungen insgesamt 135 Haftbefehle. Hierzu 
ist allerdings darauf hinzuweisen, daß die Ermittlungen zu den in meh- 
reren deutschen Städten begangenen Straftaten durch die örtlich 
zuständigen Staatsanwaltschaften der Länder geführt werden. Die ge- 
naue Zahl der Haftanordnungen ist der Bundesregierung aus diesem 
Grunde nicht bekannt. 

Zur Frage tatsächlich möglicher Abchiebungen bzw. zur Dauer des 
Aufenthaltes der betroffenen Personen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, da die Durch- 
führung des Ausländergesetzes in die Zuständigkeit der Länder fällt. 

Die Abschiebung eines gewalttätigen Ausländers hat zu erfolgen, wenn 
die Voraussetzungen des § 49 Ausländergesetz (AuslG) gegeben sind 
und weder Abschiebungsschutz besteht noch Abschiebungshindernisse 
vorliegen. Sollte der Betroffene im Besitz eines Aufenthaltstitels sein, 
müßte der Abschiebung eine Ausweisung vorausgehen, um ihn aus- 
reisepflichtig zu machen. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Länder alle in Betracht kommenden rechtlichen Möglichkeiten aus- 
schöpfen. 


4. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


War der Bundesregierung die Gewaltbereit- 
schaft der Anhänger der Kurdischen Arbeiter- 
partei (PKK) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bekannt, und mit welchen konkreten Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung PKK- 
Aktivisten sowie anderen Mitgliedern extremer 
Gruppierungen die generelle doppelte Staats- 
bürgerschaft zu verwehren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 3. März 1999 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit wiederholt auf das trotz 
Verbot der Organisation im Jahr 1993 fortbestehende Gewaltpotential 
der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) hingewiesen. So ist beispielsweise 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 3 - 


Drucksache 14/481 


im Verfassungsschutzbericht des Bundesministeriums des Innern für 
das Jahr 1997 festgehalten, daß . die PKK wegen ihrer unvermindert 
hohen Gewaltbereitschaft das für die innere Sicherheit (der Bundes- 
republik Deutschland) gefährlichste extremistische Bedrohungspoten- 
tial dar(stellt)”. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die einen Einbürgerungsanspruch 
extremistischer Ausländer ausschließenden Regelungen deutlich zu 
verbessern, da sich der bisherige Ausschlußtatbestand in § 85 Abs. 2 
Satz 2 AuslG 1990 als unzureichend erwiesen hat. Hinsichtlich der kon- 
kreten Maßnahmen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Frage 1 1 des Abgeordneten Hans-Otto Wilhelm (Mainz) in Drucksache 
14/382 verwiesen. 


5. Abgeordneter 

Dr. Guido 

Westerwelle 

(F.D.P.) 


Wann hat die Bundesregierung selbst oder der 
Verfassungsschutz erfahren, daß die verbotene 
Kurdische Arbeiterpartei (PKK) gemeinsam 
mit fünf weiteren Organisationen zu einer Pres- 
sekonferenz am 18. Februar 1999 für 11.00 Uhr 
nach Bonn (Altstadt) eingeladen hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 3. März 1999 

Die „Einladung” der sog. Nationalen Plattform Nord-Kurdistans zu 
einer als „Pressekonferenz” bezeichneten Zusammenkunft am 18. Fe- 
bruar 1999, 1 1.00 Uhr in der Bonner Altstadt wurde dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz am 18. Februar 1999 um 10.00 Uhr bekannt. Aus 
dieser „Einladung” ging nicht hervor, daß auf dieser Veranstaltung ein 
Repräsentant der PKK auftreten würde. 


6. Abgeordneter 

Dr. Guido 
Westerwelle 


(F.D.P.) 


Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung ein 
strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die 
Betroffenen hinsichtlich einer strafbaren Tätig- 
keit für einen verbotenen Verein eingeleitet, 
bzw. wird die Bundesregierung Entsprechendes 
veranlassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 3. März 1999 

Nach Bekanntwerden und Prüfung des Sachverhalts, insbesondere des 
Umstands, daß auf dem genannten Treffen - wie der späteren Presse- 
berichterstattung zu entnehmen war - ein PKK -Vertreter geredet haben 
soll, hat das Bundesministerium des Innern gegen die Verantwortlichen 
Strafanzeige wegen des Verdachts eines Verstoßes gegen das PKK- 
Betätigungsverbot bei den zuständigen Strafverfolgungsbehörden des 
Landes Nordrhein-Westfalen erstattet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 


(CDU/CSU) 


Welche finanziellen Auswirkungen hat die vor- 
aussichtlich späte Verabschiedung des Bundes- 
haushalts, voraussichtlich im Juni 1999, für das 
Land Schleswig-Holstein?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 24. Februar 1999 

Aus der gebotenen restriktiven Haushaltsführung auf der Grundlage 
des Artikels 1 1 1 G G folgt weder für das Land Schleswig-Holstein noch 
für die übrigen Bundesländer ein genereller Bewilligungsstopp für neue 
Maßnahmen, die im neuen Regierungsentwurf 1999 veranschlagt wer- 
den. Die Bundesregierung wird sicherstellen, daß notwendige Maßnah- 
men auch während dieser Periode zeitgerecht durchgeführt werden 
können. In entsprechender Anwendung des Artikels 112 GG (über- 
planmäßige und außerplanmäßige Ausgaben) können mit Zustimmung 
des Bundesministeriums der Finanzen neue Vorhaben begonnen wer- 
den, wenn ihre Ausführung so dringlich ist, daß das Inkrafttreten des 
Haushaltsgesetzes nicht abgewartet werden kann. 

Auf die Beantwortung der gleichlautenden Frage der Abgeordneten 
Susanne Jaffke für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Drucksache 
14/382) wird verwiesen. 


8. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zur Öffnung der Archive der Oberfinanz- 
direktionen zu Forschungszwecken im Hinblick 
auf die Verwertung der Hinterlassenschaft jüdi- 
scher Bürger während der Nazizeit, und teilt sie 
die Meinung derjenigen Juristen, die die Auf- 
fassung vertreten, daß diese Akten keine ver- 
traulichen Vorgänge im Sinne des Steuerrechts 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 2. März 1999 

1. Im Besteuerungsverfahren: 

Der Inhalt von Akten, die bei den Oberfinanzdirektionen lagern, 
unterliegt dem Steuergeheimnis (§ 30 Abgabenordnung), soweit er in 
einem Besteuerungsverfahren oder einem gleichgestellten Verfahren 
bekannt geworden ist. Ob dies der Fall ist, kann nur im Einzelfall 
beurteilt werden. Wenn Finanzbehörden andere Verwaltungsverfah- 
ren durchgeführt haben, und dies war gerade in der Nazizeit nicht 
selten, werden diese Akteninhalte nicht durch das Steuergeheimnis 
geschützt. 


J s. hierzu auch Fragen 18, 28, 47 
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Soweit Daten dem Steuergeheimnis unterliegen, dürfen sie nur unter 
bestimmten, gesetzlich festgelegten Voraussetzungen offenbart oder 
verwendet werden. Im Bundesarchivgesetz vom 6. Januar 1988 
(BGBl. I S. 62) hat der Gesetzgeber den Konflikt zwischen Persön- 
lichkeitsschutz einerseits und Informations- und Wissenschaftsfrei- 
heit andererseits in der Weise gelöst, daß die Benutzung personen- 
bezogenen Archivguts, das dem Steuergeheimnis oder anderen 
gesetzlich geregelten Geheimhaltungspflichten unterliegt, erst 80 
Jahre nach dessen Entstehen zugelassen ist (§ 5 Abs. 3 i. V. m. § 2 
Abs. 4 Bundesarchivgesetz). Diese für das Archivgut des Bundes 
getroffene Regelung wurde durch § 8 Bundesarchivgesetz auch auf 
Archivgut erstreckt, das insbesondere bei Gerichten und Behörden 
der Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden, aber auch bei 
Kirchen anfällt und in öffentlichen Archiven dieser Körperschaften 
verwahrt wird. Damit gilt auch für Archivgut, das dem Steuerge- 
heimnis unterliegt und bei den Oberfinanzdirektionen (auch soweit 
sie Landesbehörden sind) lagert, die 80jährige Frist für dessen Nut- 
zung. 

Neben der Durchbrechungsmöglichkeit nach dem Bundesarchiv- 
gesetz aus Gründen der allgemeinen Informations- und Wissen- 
schaftsfreiheit ist jedoch eine Durchbrechung des Steuergeheimnis- 
ses auch früher möglich, wenn einer der in § 30 Abs. 4 Abgabenord- 
nung genannten Offenbarungsgründe vorliegt. 

Im Hinblick auf Akteninhalte aus der Nazizeit kommt z. B. die 
Zustimmung des/der Betroffenen in Betracht. So können Angaben 
aus den Steuerakten ein wichtiges Hilfsmittel bei der Klärung der 
Hinterlassenschaft jüdischer Bürger aus der Nazizeit darstellen, 
wenn die jüdischen Bürger oder deren Erben in die Offenbarung aus 
den Steuerakten einwilligen. Dies kann insbesondere bei behörd- 
lichen oder gerichtlichen Auseinandersetzungen zum Tragen kom- 
men. Die Offenbarungsbefugnis ist in diesen Fällen jedoch be- 
schränkt auf den Zweck des jeweiligen Verfahrens. Daten über Per- 
sonen, die keine Einwilligung erteilt haben, dürfen nicht offenbart 
werden. Nicht geschützt sind in diesem Zusammenhang die Daten 
der am Verfahren beteiligten Amtsträger. 

Als weitere Durchbrechungsmöglichkeiten kämen die Offenbarung 
zur Durchführung eines Strafverfahrens wegen einer Tat in Betracht, 
die keine Steuerstraftat ist (§ 30 Abs. 4 Nr. 4 Abgabenordnung), 
sowie aus zwingendem öffentlichen Interesse im Sinne des § 30 Abs. 
4 Nr. 5 Abgabenordnung. 

Je nach konkreter Fallgestaltung gibt es also verschiedene Möglich- 
keiten, Angaben, die dem Steuergeheimnis unterliegen, zu offen- 
baren und für bestimmte Zwecke zu nutzen. 


2. Im Rückerstattungsverfahren: 

Für die Nutzung (Einsichtnahme, Auswertung u.a.) des bei den 
Oberfinanzdirektionen - BV-Abteilung - vorhandenen Aktenmate- 
rials zu den Rückerstattungsverfahren gelten die allgemeinen Vor- 
schriften. 
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Dies gilt auch für Akten aus der NS-Zeit, die Aufschluß über die Ent- 
ziehung und Verwertung jüdischen Vermögens geben und die in die 
Rückerstattungsverfahren nach Beendigung der NS-Gewaltherr- 
schaft einbezogen worden sind. Die Rückerstattung, die auf dem 
aliierten Rückerstattungsrecht und dem Bundesrückerstattungs- 
gesetz beruht, wurde im wesentlichen vom Bund durchgeführt und 
hatte die Rückgabe NS -verfolgungsbedingt entzogener Vermögens- 
werte an die Berechtigten (NS-Opfer)zum Gegenstand. Steuerrecht- 
liche Tatbestände werden von der Rückerstattung in der Regel nicht 
berührt. 

Die in § 30 Verwaltungsverfahrensgesetz und in den Archivgesetzen 
des Bundes und der Länder enthaltenen Nutzungsbeschränkungen 
und Fristen dienen dem Schutz des Persönlichkeitsrechts der Verfah- 
rensbeteiligten, insbesondere der NS-Verfolgten. So darf z. B. 
Archivgut des Bundes, das sich auf natürliche Personen bezieht, 
grundsätzlich erst 30 Jahre nach dem Tod des Betroffenen durch 
Dritte genutzt werden. Die Einsichtnahme und Verwertung von 
Archivgut durch Dritte vor Ablauf dieser Frist ist nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen zulässig, wenn die Betroffenen einwilli- 
gen oder unter den in den Archivgesetzen genannten Voraussetzun- 
gen für Forschungszwecke. Eine Einsichtnahme in das Aktenmate- 
rial zu Forschungszwecken kann von den Oberfinanzdirektionen 
gewährt werden, wenn sich der Benutzer verpflichtet, den Persön- 
lichkeitsschutz der Verfahrensbeteiligten zu beachten (z. B. keine 
Veröffentlichung individueller Daten). 

3. Aktueller Stand der Diskussion: 

Das Bundesministerium der Finanzen läßt zur Zeit prüfen, ob und 
inwieweit die historisch wertvollen und wichtigen Akten für eine 
Archivierung in Betracht kommen und ob das Aktenmaterial am 
besten im Bundesarchiv oder dem zuständigen Landesarchiv aufge- 
hoben ist. Hierbei soll sichergestellt werden, daß die Akten den Ver- 
fahrensbeteiligten bzw. den Nachfolgeorganisationen der NS-Opfer 
bei auftretenden Rechtsfragen weiterhin zugänglich sind sowie von 
Wissenschaft und Forschung im Rahmen der Gesetze genutzt werden 
können. 

Ich habe mit Finanzministern der Länder - darunter Hessen - Mitte 
Februar 1999 vereinbart, gemeinsam zu prüfen, wie für die Öffent- 
lichkeit ein weitergehender Zugang zu den Akten, als in der Vergan- 
genheit praktiziert, erreicht werden kann. Finanzminister Karl 
Starzacher hat unterdessen angekündigt, die Möglichkeiten zur Ein- 
richtung einer Dokumentation über die in Hessen vorhandenen 
Unterlagen der ehemaligen Reichsfinanzverwaltung zu sog. „Arisie- 
rungsvorgängen” zu prüfen. Dazu sollen die Originale aller in Hessen 
gefundenen Unterlagen an das Hessische Hauptstaatsarchiv gehen, 
in dem bereits die Akten des seinerzeit für die Wiedergutmachung 
zuständigen „Landesamtes für Vermögenskontrolle und Wiedergut- 
machung” lagern. 

Im Dezember 1998 hatte er in einem ersten Schritt Kopien von dies- 
bezüglichen Akten, die bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main aufgefunden worden waren, dem Vorsitzenden des Zentral- 
rates der Juden in Deutschland, Ignatz Bubis, sowie dem Vorsitzen- 
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den des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden in Hessen, 
Moritz Neumann, zur Auswertung übergeben. Mit der Übergabe 
sollte sichergestellt werden, daß Opfer von „Arisierungsmaßnah- 
men” und deren Nachkommen evtl. Ansprüche belegen und geltend 
machen können. Bei der Übergabe wurden die Empfänger der 
Kopien darauf aufmerksam gemacht, daß bei der weiteren Verwen- 
dung der Dokumente die Bestimmungen des Persönlichkeitsrechts, 
des Datenschutzes und des Archivgesetzes zu beachten sind. 

Die Initiative Hessens deckt sich mit der oben erwähnten Zielsetzung 
des Bundes, die vollständige Archivierung der maßgeblichen Akten 
in seinem Zuständigkeitsbereich zu veranlassen. Sie ist Gegenstand 
der Beratung der Finanzministerkonferenz am 4. März 1999. Der 
Bund wird sich an dieser Diskussion konstruktiv beteiligen. 


9. Abgeordneter 

Carl-Detlev 

Freiherr 

von Hammerstein 


(CDU/CSU) 


Welche finanziellen Auswirkungen hat die vor- 
aussichtlich späte Verabschiedung des Bundes- 
haushaltsplanes, voraussichtlich im Juni 1999, 
für das Land Niedersachsen?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 25. Februar 1999 

Aus der gebotenen restriktiven Haushaltsführung auf der Grundlage 
des Artikels 1 1 1 G G folgt weder für das Land Niedersachsen noch für 
die übrigen Bundesländer ein genereller Bewilligungsstopp für neue 
Maßnahmen, die im neuen Regierungsentwurf 1999 veranschlagt wer- 
den. Die Bundesregierung wird sicherstellen, daß notwendige Maßnah- 
men auch während dieser Periode zeitgerecht durchgeführt werden 
können. In entsprechender Anwendung des Artikels 112 GG (über- 
planmäßige und außerplanmäßige Ausgaben) können mit Zustimmung 
des Bundesministeriums der Finanzen neue Vorhaben begonnen wer- 
den, wenn ihre Ausführung so dringlich ist, daß das Inkrafttreten des 
Haushaltsgesetzes nicht abgewartet werden kann. 

Auf die Beantwortung der gleichlautenden Fragen der Abgeordneten 
Susanne Jaffke für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Drucksache 
14/382) und Dietrich Austermann für das Land Niedersachsen wird ver- 
wiesen. 


10. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Wie begründet die Bundesregierung - insbeson- 
dere im Hinblick auf die Beantwortung der 
Frage 10 in Drucksache 14/360, wonach das 
deutsche Vollanrechnungsverfahren im Grund- 
satz als gewinnverwendungsneutral einge- 
schätzt wird - die Auffassung des Bundesmini- 
steriums der Finanzen (BMF), wonach die 
gegenwärtige Ausgestaltung der Körperschaft- 
steuer, den Abzug von Kapital begünstigt (Han- 
delsblatt vom 7. Januar 1999, siehe auch Gedan- 
kenskizze des BMF zur Unternehmensteuer)? 


J s. hierzu auch Fragen 23, 32, 54 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. Februar 1999 

Die Aussage in der Gedankenskizze „Damit wird der Abzug des Kapi- 
tals aus dem Betrieb steuerlich uninteressant und würde sich nur im 
unteren Einkommensbereich lohnen” betrifft Überlegungen zu einem 
künftigen Modell der Unternehmensbesteuerung. Nach diesen Über- 
legungen werden die Gewinne auf der Ebene des Unternehmens mit 
einem Steuersatz von 35% belastet. Erst wenn sie den Bereich des 
Unternehmens verlassen (Ausschüttung, Entnahme, verdeckte Ge- 
winnausschüttung) unterliegen sie beim Empfänger der normalen Ein- 
kommensteuer. Dieses Modell geht von einem Steuersatzgefälle zwi- 
schen Unternehmensebene (35% Unternehmensteuer) und Empfän- 
gerebene (19 bis 48,5% Einkommensteuer) aus und schafft damit in der 
Regel selbst bei einem Anrechnungsverfahren einen Anreiz, Gewinne 
im Unternehmen zu behalten und ggf. zu investieren. 

Demgegenüber ist das derzeitige Vollanrechnungsverfahren zwar 
grundsätzlich gewinnverwendungsneutral, weil der Thesaurierungssatz 
bei Körperschaften dem Einkommensteuerspitzensatz angenähert ist. 
Die Ausschüttung kann steuerlich dann niedriger belastet und damit 
interessanter sein, wenn die Steuerbelastung des Anteilseigners unter 
der Thesaurierungsbelastung der Gesellschaft liegt. Insoweit wird auf 
die Beantwortung der Frage 10 in der Drucksache 14/360 hingewiesen. 


1 1. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Inwieweit wurde nach den Kenntnissen der 
Bundesregierung in der betriebswirtschaft- 
lichen Praxis ein „Abzug von Kapital aus dem 
Betrieb” über die offene oder verdeckte Gewin- 
nausschüttung wegen vermeintlich damit ver- 
bundener steuerlicher Vorteile des Anteilseig- 
ners vorgenommen? 


Antwort der Parlamentariscben Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. Februar 1999 

Erkenntnisse hierzu liegen nicht vor. 


12. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Inwieweit bestehen nach Auffassung der Bun- 
desregierung auf der Ebene der Gesellschaft 
oder der Gesellschafter Hindernisse bzw. 
Widerstände, die eine Gewinnausschüttung 
wegen vermeintlicher Steuervorteile einzelner 
Anteilseigner verhindern, und sieht sie insoweit 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf? 


Antwort der Parlamentariscben Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. Februar 1999 

Derzeit befaßt sich eine Bund-Länder-Kommission unter Beteiligung 
der Wissenschaft und Verbände mit einer Reform der Unternehmens- 
besteuerung. Die Bundesregierung wartet die Ergebnisse dieser Kom- 
mission ab. 
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13. Abgeordnete 

Dr. Christa 
Luft 

(PDS) 


Wie weit ist die Klärung der umsatzsteuerlichen 
Behandlung der Schülerspeisung nach den 
Urteilen des Bundesfinanzhofs vom 12. März 
1998 und 20. August 1998 fortgeschritten, und 
wann kann mit einer Verwaltungsregelung ge- 
rechnet werden? 


14. Abgeordnete 

Dr. Christa 
Luft 

(PDS) 


Welche gesetzlichen Initiativen will die Bundes- 
regierung vorgeschlagen, um die Abgabe von 
Essen in Schulen nicht weiter zu verteuern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. März 1999 

Die Urteile des Bundesfinanzhofs vom 12. März 1998 und vom 20. Au- 
gust 1998 sind zur alten Rechtslage ergangen und berücksichtigen noch 
nicht die gesetzliche Neuregelung des § 3 Abs. 9 Satz 4 und 5 Umsatz- 
steuergesetz (vgl. Gesetz vom 23. Juni 1998, BGBl. I S. 1496). 

Ob und ggf welche Auswirkungen sich für die Umsatzbesteuerung von 
Verpflegungsleistungen in Schulen ergeben, wird zur Zeit gemeinsam 
mit den für die Verwaltung der Umsatzsteuer zuständigen obersten 
Finanzbehörden der Länder geprüft. Es ist noch nicht abzusehen, wann 
diese Prüfung beendet werden kann. 


15. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Ände- 
rung von Einzelvorschriften, die den Einzelhan- 
del künftig praktisch von der Anwendung der 
Teilwertabschreibung ausschließt, und welche 
Auswirkungen auf den mittelständischen Ein- 
zelhandel erwartet die Bundesregierung durch 
diese Vorgehensweise? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. Februar 1999 

Nach dem derzeitigen Stand der Beratungen wird Teilwertabschreibung 
auch zukünftig möglich sein; die retrograde Wertermittlung für die zum 
Absatz bestimmten Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens bleibt wei- 
terhin zulässig. Bei Beibehaltung der geltenden Regelungen sind Aus- 
wirkungen auf den mittelständischen Einzelhandel nicht zu besorgen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Max 
Stadler 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung ein Gesamtkonzept 
für die weitere möglichst wohnortnahe Verwen- 
dung der Bediensteten des Zolls, die bisher an 
der deutsch-tschechischen Grenze beschäftigt 
sind, für den Zeitpunkt nach dem EU-Beitritt 
der Tschechischen Republik? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. März 1999 

Der zeitliche Rahmen für den Beitritt der Tschechischen Republik und 
Polens zur EU und mögliche Übergangsregelungen stehen noch nicht 
fest. Trotzdem hat das Bundesministerium der Finanzen schon jetzt die 
Initiative ergriffen, um Perspektiven für die betroffenen Zollbeamten 
zu erarbeiten. So befaßt sich eine eigens zu dieser Thematik berufene 
Arbeitsgruppe unter Einbindung der Personalvertretung und unter Mit- 
wirkung sachkundiger Vertreter der Außenverwaltung mit dem Auf- 
trag, künftige Verwendungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Die Erfahrun- 
gen der Zollverwaltung mit der Bewältigung der personalwirtschaft- 
lichen Folgen des Binnenmarkts und der Verwirklichung der deutschen 
Einheit bilden dabei eine nützliche Hilfe. Ziel wird es sein, möglichst 
sozialverträgliche Lösungen zu schaffen. Konkrete wohnortnahe Ver- 
wendungen lassen sich jedoch noch nicht festlegen. Hierzu muß das 
Ergebnis der Arbeitsgruppe abgewartet werden. 


17. Abgeordneter Ist dabei an Frühpensionierungen oder eine 

Dr. Max großzügige Vorruhestandsregelung gedacht? 

Stadler 

(F.D.P.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. März 1999 

Der Gesetzgeber hat im Besoldungs- und Versorgungsanpassungs- 
gesetz 1998 mit der Einführung der Altersteilzeit eine Regelung ge- 
schaffen, die den Beschäftigten einen an ihren individuellen Wünschen 
orientierten Übergang in den Ruhestand ermöglicht. Diese Regelung 
findet schon jetzt breite Akzeptanz. Angesichts der hohen Belastungen 
des Versorgungshaushalts erscheinen weitergehende großzügige Maß- 
nahmen aus heutiger Sicht nicht angebracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


18. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Gibt es durch die späte Verabschiedung 
des Bundeshaushalts 1999 einen Stopp in der 
Antragsbewilligung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Regionale Wirtschaftsförde- 
rung” für das Land Schleswig-Holstein?*) 


4 s. hierzu auch Fragen 7, 28, 47 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 23. Februar 1999 

Nach dem vom Kabinett beschlossenen ersten Regierungsentwurf des 
Bundeshaushalts 1999 stehen Schleswig-Holstein Barmittel des Bundes 
in Höhe von 21,022 Mio. DM sowie eine Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 31,99 Mio. DM zur Verfügung. 

Der Bundesminister der Finanzen hat für die Zeit der vorläufigen 
Haushaltsführung eine Inanspruchnahme der für die GA-West 
veranschlagten Verpflichtungsermächtigung in Höhe von insgesamt 140 
Mio. DM genehmigt. Entsprechend seinem Anteil an der GA-West 
kann Schleswig-Holstein während der vorläufigen Haushaltsführung 
aus der Verpflichtungsermächtigung des Bundes Neubewilligungen zu 
Lasten der Jahre 2000 bis 2002 in Höhe von insgesamt 12,796 Mio. DM 
vornehmen. Ein Stopp in der Antragsbewilligung liegt somit nicht vor. 


19. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise stellt die Bundesregierung 
fest, inwieweit die EU-Kommission durch 
Wahrnehmung ihrer Überwachungsfunktion 
gewährleistet, daß Fördermittel im Rahmen des 
europäischen Strukturfonds im Einklang mit 
der europäischen Wettbewerbspolitik stehen 
und nicht zum Nachteil deutscher Wirtschafts- 
standorte genutzt werden, um Ansiedlungsbe- 
dingungen zu schaffen, mit denen internatio- 
nale Unternehmen umworben und veranlaßt 
werden, Produktionsstandorte aus Deutschland 
in ein anderes E U-Land zu verlagern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Die EU-Strukturfondsmittel unterliegen nicht der Überwachung durch 
die EU-Kommission im Rahmen der europäischen Wettbewerbs- und 
Beihilfenkontrolle. 

Strukturfondsmittel werden aber in der Praxis nur zusammen mit natio- 
nalen oder lokalen Kofinanzierungsmitteln eingesetzt. Soweit der Ein- 
satz dieser Kofinanzierung für Unternehmen bestimmt ist und soweit 
damit beihilferechtlich relevante Aktivitäten gefördert werden, setzt die 
Beihilfenkontrolle ein. Deshalb werden die operationellen Struktur- 
fondsprogramme vor ihrer Genehmigung von der Generaldirek- 
tion IV der EU-Kommission unter beihilferechtlichen Gesichtspunkten 
geprüft. Die Abwicklung der Programme und die Einzelbewilligung der 
Projekte werden in der Regel durch den Mitgliedstaat ohne Beteiligung 
der EU-Kommission vorgenommen. Bei Großprojekten von mehr als 
15 Mio. Euro für produktive Investitionen ist auch die Einzelgenehmi- 
gung durch die Kommission erforderlich. 

Ansonsten können die Finanzkontrolle der EU-Kommission und der 
Europäische Rechnungshof nur nachträglich den ordnungsgemäßen 
Einsatz der E U-Strukturfonds überprüfen. Die Bundesregierung unter- 
stützt ebenso wie das Europäische Parlament die Verbesserung dieser 
Kontrollmechanismen, sie hat aber selbst keine Mitwirkungsrechte. 




Drucksache 14/481 


12 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


20. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Was tut die Bundesregierung, um vermutete 
Wettbewerbsverzerrungen, wie etwa im Fall der 
Produktionsverlagerung eines international 
tätigen Unternehmens im Bereich der chemi- 
schen Industrie vom Standort Worms nach 
Amiens (Frankreich) im „Ziel-2-Gebiet Picar- 
die” (Fördergebiet als altindustrielle Region mit 
rückläufiger Industrieentwicklung), aufzuklä- 
ren und durch die E U-Kommission ggf. ahnden 
zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, die im bezeich- 
neten Förderfall einen Verstoß gegen die Förderregeln der EU-Struk- 
turfonds vermuten lassen. Sie sieht deshalb und aus den in der Antwort 
zu Frage 19 angegebenen Erwägungen keine Veranlassung, auf eine 
gesonderte Überprüfung durch die E U-Kommission hinzuwirken. 


21. Abgeordneter 

Paul K. 

Friedhoff 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Überzeugung, daß 
die bislang eingeleiteten Maßnahmen zur För- 
derung der erneuerbaren Energien, wie z. B . 
das durch das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie aufgelegte 100 000- 
Dächer-Solarprogramm, die Verlängerung der 
Öko-Zulage für Eigenheime und das von Bun- 
desminister Jürgen Trittin angekündigte För- 
derprogramm von jährlich 250 bis 300 Mio. DM, 
die Kernenergie in Deutschland ersetzen kön- 
nen, und, falls dies nicht der Fall ist, welche wei- 
teren Schritte plant die Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 3. März 1999 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung allein, daß durch die bislang 
eingeleiteten Fördermaßnahmen zugunsten von erneuerbaren Energien 
deren Anteil an der Stromversorgung so erhöht werden kann, daß 
dadurch die Kernenergie ersetzbar wäre. Trotzdem messen wir dieser 
Entscheidung im Rahmen des innovativen Strukturwandels eine hohe 
Bedeutung bei. 

Die Frage nach Alternativen zur Kernenergie wird zur gegebenen Zeit 
Gegenstand der Energiekonsensgespräche sein. Soweit der schrittweise 
abnehmende Stromversorgungsbeitrag der Kernenergie nicht durch 
verstärkte Einsparung von Strom und höhere Stromerzeugung auf Basis 
erneuerbarer Energien kompensiert werden kann, ist aus Sicht der Bun- 
desregierung der Bau neuer umweltschonender zentraler Kraftwerke 
im Inland und dezentraler Stromerzeugungsanlagen, möglichst mit 
Kraft-Wärme-Kopplung, mit jeweils sehr hohen Wirkungs- bzw. Nut- 
zungsgraden erforderlich. 
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22. Abgeordneter Inwieweit plant die Bundesregierung, ihre 

Paul K. Pläne zur Förderung der erneuerbaren Ener- 

Friedhoff gien bei den laufenden Energiekonsensgesprä- 

(F.D.P.) eben zu berücksichtigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 3. März 1999 

Die Bundesregierung wird ihre Pläne zur Förderung der erneuerbaren 
Energien bei den Energiekonsensgesprächen berücksichtigen. 

23. Abgeordneter Gibt es durch die späte Verabschiedung des 

Carl-Detlev Bundeshaushaltsplanes 1999 einen Stopp in der 

Freiherr Auftragsbewilligung im Rahmen der Gemein- 

von Hammerstein Schaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförderung 

(CDU/CSU) für das Land Niedersachsen?*) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 1. März 1999 

Nach dem vom Kabinett beschlossenen ersten Regierungsentwurf des 
Bundeshaushalts 1999 stehen Niedersachsen Barmittel des Bundes in 
Höhe von 65,067 Mio. DM sowie eine Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 99,015 Mio. DM zur Verfügung. 

Der Bundesminister der Finanzen hat für die Zeit der vorläufigen Haus- 
haltsführung eine Inanspruchnahme der für die G A-West veranschlag- 
ten Verpflichtungsermächtigung in Höhe von insgesamt 140 Mio. DM 
genehmigt. Entsprechend seinem Anteil an der G A-West kann Nieder- 
sachsen während der vorläufigen Haushaltsführung aus der Verpflich- 
tungsermächtigung des Bundes Neubewilligungen zu Lasten der Jahre 
2000 bis 2002 in Höhe von insgesamt 39,606 Mio. DM vornehmen. Ein 
Stopp in der Antragsbewilligung liegt somit nicht vor. 

Auf welche Weise will die Bundesregierung 
eine verstärkte Wiederansiedlung von For- 
schung und Entwicklung in den klein- und mit- 
telständischen Betrieben der neuen Bundeslän- 
der und eine Verbesserung der Kooperation 
zwischen der auf lange Sicht klein- und mittel- 
ständisch geprägten Wirtschaft und der aus 
außeruniversitärer Forschung (Max-Planck- 
Institute, Fraunhofer-Institute, Großfor- 
schungseinrichtungen, Blaue-Liste-Institute), 
Hochschulforschung und externer Industriefor- 
schung (Forschungs-GmbH) bestehenden For- 
schungslandschaft in den neuen Bundesländern 
- forschungspolitisch nach wie vor vorrangige 
und sachlich unmittelbar in Verbindung stehen- 
den Aufgaben - weiter unterstützen und för- 
dern? 


24. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halsbrücke) 

(CDU/CSU) 


4 s. hierzu auch Fragen 9, 32, 54 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Der Auf- und Ausbau von Forschungs- und Entwicklungskapazitäten in 
der mittelständischen Wirtschaft wird in den neuen Bundesländern mit 
einem Bündel von abgestimmten Fördermaßnahmen unterstützt. Dazu 
zählen speziell die in den Antworten zu den Fragen 25 bis 27 erläuterten 
Programme. Aber auch alle anderen Projektförderungen von den Fach- 
programmen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung bis 
zur industriellen Gemeinschaftsforschung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie zielen nicht nur in diese Richtung, sondern 
unterstützen gleichzeitig eine ständig besser werdende Zusammen- 
arbeit zwischen der mittelständischen Wirtschaft und der Forschungs- 
landschaft in den neuen Bundesländern. 

Die Ihnen unter FUEGO gut bekannte Förderung der Kooperation ost- 
deutscher Unternehmen mit Forschungseinrichtungen wird mit dem in 
der Antwort zu Frage 27 ausgeführten Förderprogramm modifiziert und 
bundesweit fortgesetzt werden. 

Darüber hinaus werden für 1999 zwei neue Förderansätze vorbereitet, 
die auf eine stärkere Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft 
zielen. Hierbei handelt es sich um die neuen Förderansätze 

- Innonet des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie zur 
Stimulierung innovativer Angebote für KMU durch trägerübergrei- 
fende Vernetzung von Forschungsinstituten und 

- Innoregio des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur 
Unterstützung von Qualifikation und Kompetenz für Forschung, 
Entwicklung und Innovation in regionalen Netzwerken. 

Die Förderrichtlinien zu beiden Maßnahmen werden derzeit vorberei- 
tet. 


25. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halsbrücke) 

(CDU/CSU) 


Mit welcher finanziellen Ausstattung werden 
die bisherigen, vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie betreuten Pro- 
gramme, Projektförderung (ehemals MVI) und 
Personalförderung (ehemals PFO) im Haushalt 
1999 und in der mittelfristigen Finanzplanung 
fortgesetzt, und wenn nicht, welche Alternativ- 
programme sind geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Das Programm Forschung, Entwicklung und Innovation in kleinen und 
mittleren Unternehmen und externen Industrieforschungseinrichtun- 
gen in den neuen Bundesländern wird mit den Programmsäulen Pro- 
jektförderung und Personalförderung weitergeführt. Im jetzigen Regie- 
rungsentwurf 1999 sind dafür 270 Mio. DM vorgesehen. 

Die neue Bundesregierung beabsichtigt, gegenüber der bisherigen mit- 
telfristigen Finanzplanung die Förderung der Industrieforschung in den 
neuen Bundesländern insgesamt auf hohem Niveau fortzusetzen. Damit 
wird den ostdeutschen Unternehmen die notwendige Planungs- und 
Kalkulationssicherheit gegeben. 
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Das Aufstellungsverfahren zur mittelfristigen Finanzplanung hat 
gerade begonnen, so daß hierfür jedoch noch keine konkreten Zahlen 
genannt werden können. 


Mit welcher finanziellen Ausstattung im Flaus- 
halt 1999 und in der mittelfristigen Finanz- 
planung beabsichtigt die Bundesregierung, das 
bisherige Programm des Bundesministerium für 
Bildung und Forschung „Förderung und Unter- 
stützung von technologieorientierten Unter- 
nehmensgründungen in den neuen Bundes- 
ländern und Berlin-Ost (FUTOUR bzw. 
FUTOUR-plus)” fortzuführen, und wenn 
nicht, welche Alternativvorhaben plant die 
Bundesregierung zur Unterstützung technolo- 
gieorientierter Existenzgründungen in den 
neuen Bundesländern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Das Programm „Förderung und Unterstützung technologieorientierter 
Unternehmensgründungen - (FUTOUR)” wird vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Technologie im Jahr 1999 fortgeführt. Dafür 
sind 52 Mio. DM vorgesehen. Damit werden 100 in Förderung befind- 
liche und 65 neue Unternehmensgründungen unterstützt werden kön- 
nen. 

Im Interesse einer noch wirksameren Verzahnung der Förderinstru- 
mente wird hierbei seit Beginn dieses Jahres ein Ineinandergreifen mit 
dem Programm „Beteiligungskapital für Technologieunternehmen 
(BTU)” praktiziert. 

Für den Zeitraum ab 2000 wird in diesem Jahr ein Nachfolgeprogramm 
vorbereitet werden. 


26. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halsbrücke) 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halsbrücke) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das von ihrer 
Vorgängerregierung vorbereitete Programm 
„Innovationkompetenz”, das als Nachfolge- 
programm für die „Förderung der Forschungs- 
kooperation in der mittelständischen Wirt- 
schaft” vorgesehen war, zu übernehmen und 
umzusetzen, und wenn ja, ab wann ist mit dem 
Programmbeginn zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 25. Februar 1999 

Diese Frage habe ich am 28. Januar 1999 in der Plenardebatte zum Pro- 
gramm „Forschungskooperation” beantwortet. 

Unser nächstes Ziel ist, rasch ein Anschlußprogramm zu starten und 
damit die durch die alte Bundesregierung hinterlassene Förderlücke in 
der technologischen Forschung und Entwicklung für den Mittelstand zu 
schließen. 
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Der zweite Regierungsentwurf vom 20. Januar 1999 enthält nach einer 
von uns als notwendig erachteten Erhöhung um 73 Mio. DM gegenüber 
dem ersten Entwurf der alten Bundesregierung den erforderlichen 
Spielraum für einen möglichst baldigen Start des vorbereiteten 
PROgramms „INNOvationskompetenz” (PROINNO). 

Was den konkreten Starttermin betrifft, so sind zwei Dinge zu beachten: 

- Zum einen habe ich am 20. Januar 1999 dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Technologie vorgeschlagen, dessen Mitglieder über Ziele, Kon- 
ditionen und Mittelausstattung des Programms zu informieren. Bei 
einem solch wichtigen und für die nächsten fünf Jahre vorgesehenen 
Programm halte ich das vor dem Start für meine Pflicht. 

- Auch kann dieses Programm im Grunde erst nach Verabschiedung 
des neuen Bundeshaushaltes 1999 gestartet werden und nicht in einer 
vorläufigen Haushaltsführung. Die Bundesregierung wird dieses 
Programm starten, sobald das „grüne Licht” des Deutschen Bundes- 
tages vorliegt. 

Sollten die Berichterstattergespräche am 5. März 1999 und die Behand- 
lung im Deutschen Bundestag uns jedoch einen zügigeren Start gestat- 
ten - was bei Unterstützung aus allen Fraktionen möglich ist - so könnte 
die Bundesregierung das Programm umgehend starten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben im Haushaltsjahr 
1999 die Verringerung der Mittel der Gemein- 
schaftsaufgabe „Agrar- und Küstenschutz” im 
Bundeshaushalt um ca. 100 Mio. DM sowie die 
globale Minderausgabe von 89,5 Mio. DM beim 
Einzelplan des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten für das Land 
Schleswig-Holstein? *) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 22. Februar 1999 

Der PLANAK hat in seiner Sitzung vom 1 1. Dezember 1998 bezüglich 
des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes” (GAK) auf Basis eines Bundesmittel- 
plafonds von 1,8 Mrd. DM eine Mittelverteilung auf die Länder 
beschlossen. 

Da im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 1999 nunmehr für die 
GAK 1,709 Mrd. DM vorgesehen sind, ist ein erneuter Beschluß über 
die Verteilung dieser Mittel auf die Länder notwendig. 


) s. hierzu auch Fragen 7, 18,47 
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Die Frage nach den Auswirkungen für das Land Schleswig-Holstein 
kann daher erst nach Abschluß des Beschlußverfahrens beantwortet 
werden. 

Die globale Minderausgabe im Einzelplan 10 in Höhe von 89,5 Mio. DM 
wird Gegenstand der parlamentarischen Beratungen des Bundes- 
haushalts sein. Das Ergebnis dieser Beratungen bleibt abzuwarten. 
Daher können evtl. Auswirkungen auf das Land Schleswig-Holstein 
derzeit noch nicht quantifiziert werden. 


29. Abgeordneter 

Günter 

Baumann 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung am Vorrang des Flur- 
ordnungsverfahrens gemäß § 64 des Landwirt- 
schaftsanpassungsgesetzes gegenüber dem nota- 
riellen Vermittlungsverfahren gemäß §§ 61 ff. 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes fest, der 
bewirkt, daß Eigenheimnutzer ihr in der ehe- 
maligen DDR erworbenes Gebäudeeigentum 
nicht mit dem Grundeigentum zusammenfüh- 
ren können? 


30. Abgeordneter 

Günter 

Baumann 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, plant die Bundesregierung eine 
Gesetzesinitiative zur Angleichung des Land- 
wirtschaftsanpassungsgesetzes an das Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 3. März 1999 

Festzustellen ist zunächst, daß es keinen generellen Vorrang des 
Zusammenführungsverfahrens nach § 64 Landwirtschaftsanpassungs- 
gesetz (LwAnpG) gegenüber dem notariellen Vermittlungsverfahren 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz (SachenRBerG) gibt. Die 
beteiligten Eigentümer - Grundstückseigentümer und Gebäudeeigen- 
tümer - können im ländlichen Raum vielmehr grundsätzlich zwischen 
einer gütlichen Einigung, einer Zusammenführung im Verfahren nach 
§ 64 LwAnpG oder auf der Grundlage des SachenRBerG wählen. 

Ein Vorrang des Zusammenführungsverfahrens nach § 64 LwAnpG 
kommt erst dann in Betracht, wenn einer der Beteiligten bei der zustän- 
digen Behörde den Auftrag auf Zusammenführung nach § 64 LwAnpG 
gestellt hat und in diesem Verfahren Anordnungen zur Durchführung 
eines freiwilligen Landtausches oder eines Bodenordnungsverfahrens 
ergangen sind. Erst bei Vorliegen dieser Voraussetzungen sind die 
Beteiligten an der Durchsetzung der Ansprüche nach dem SachenR- 
BerG gehindert. 

Mit der in § 28 SachenRBerG enthaltenen Vorrangregelung zugunsten 
des Zusammenführungsverfahrens nach § 64 LwAnpG trägt das Gesetz 
dem Umstand Rechnung, daß in diesem Verfahren der Gegenstand der 
Sachenrechtsbereinigung erledigt wird. Gegenstand des Zusammenfüh- 
rungsverfahrens nach § 64 LwAnpG kann dabei auch die Zusammen- 
führung von Boden- und Gebäudeeigentum im Falle der Eigenheimer- 
richtung sein. Der in § 64 Satz 1 LwAnpG verwendete Begriff der 
„Gebäude” umfaßt auch Eigenheime. 




Drucksache 14/481 


- 18 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


Diese Rechtslage hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Urteil 
vom 9. Juli 1997 (BVerwG 11 C 2.97) bestätigt, indem es ausführt: „Die 
Zielstellung des § 3 LwAnpG umfaßt die Zusammenführung von 
Boden- und Gebäudeeigentum nach § 64 Satz 1 LwAnpG und dann, 
wenn der antragstellende Gebäudeeigentümer in Ausübung eines ihm 
zugewiesenen Nutzungsrechts auf genossenschaftlich genutzten Boden- 
flächen ein Eigenheim errichtet hat (Häuslebauer-Fälle).” 

Vor diesem rechtlichen Hintergrund sieht die Bundesregierung keine 
Veranlassung, die geltende Rechtslage zu ändern. 


31. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund zunehmender Käufe landwirtschaftlicher 
Fläche durch Schweizer Landwirte im Land- 
kreis Waldshut (Baden-Württemberg), was 
nicht nur deutlichen Preisverschiebungen bei 
den Geländepreisen, sondern auch zu einer 
zunehmenden Existenzbedrohung einheimi- 
scher Landwirte führt, eine Möglichkeit, diese 
Praxis durch eine einschlägige Regelung im eu- 
ropäischen Recht wenn nicht zu unterbinden, so 
doch deutlich einzuschränken, da durch die 
unterschiedliche Subventionspraxis in Deutsch- 
land und der Schweizer Eidgenossenschaft 
keine gleichen Voraussetzungen für Landwirte 
diesseits und jenseits der Grenze herrschen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 3. März 1999 


Im deutsch-schweizerischen Grenzgebiet kaufen Landwirte seit Jahr- 
zehnten Flächen deutscher Landwirte an. Der Grund liegt vor allem in 
dem hohen Deckungsbeitrag, den Schweizer Landwirte für die auf deut- 
schem Gebiet erzeugten Agrarprodukte erzielen. Das deutsch-schwei- 
zerische Grenzabkommen von 1958 erlaubt im übrigen die abgabenfreie 
Einfuhr der in der deutschen Grenzregion erzeugten landwirtschaft- 
lichen Produkte. 

Am 1. Januar 1999 ist das neue Schweizer Landwirtschaftsgesetz in 
Kraft getreten. Das Landwirtschaftsgesetz ist das Kernstück des schwei- 
zerischen Reformprojekts „Agrarpolitik 2002”. Ziel dieses Projektes ist 
u. a. der stufenweise Abbau der Marktinterventionen und Preissiche- 
rungen. Damit ist eine Angleichung des schweizerischen an das EU- 
Preisniveau in die Wege geleitet. Der Anreiz für schweizerische Land- 
wirte, zusätzlich deutsche Flächen zu bewirtschaften, würde sich damit 
erheblich vermindern. 

Vor diesem Hintergrund besteht aus der Sicht der Bundesregierung 
keine Notwendigkeit, auf die von Ihnen angeregte Regelung im euro- 
päischen Recht hinzuwirken. 
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32. Abgeordneter 

Carl-Detlev 

Freiherr 

von Hammerstein 


(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben im Haushaltsjahr 
1999 die Verringerung der Mittel der Gemein- 
schaftsaufgabe Agrar- und Küstenschutz im 
Bundeshaushalt um ca. 100 Mio. DM sowie die 
globale Minderausgabe von 89,5 Mio. DM beim 
Einzelplan des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten für das Land 
Niedersachsen? *) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 24. Februar 1999 

DerPLANAK hat in seiner Sitzung vom 11. Dezember 1998 bezüglich 
des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes” (GAK) aus Basis eines Bundesmittel- 
plafonds von 1,8 Mrd. DM eine Mittelverteilung auf die Länder 
beschlossen. 

Da im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 1999 nunmehr für die 
GAK 1,709 Mrd. DM vorgesehen sind, ist ein erneuter Beschluß über 
die Verteilung dieser Mittel auf die Länder notwendig. 

Die Frage nach den Auswirkungen für das Land Niedersachsen kann 
daher erst nach Abschluß des Beschlußverfahrens beantwortet werden. 

Die globale Minderausgabe im Einzelplan 10 in Höhe von 89,5 Mio. DM 
wird Gegenstand der parlamentarischen Beratungen des Bundes- 
haushalts sein. Das Ergebnis dieser Beratungen bleibt abzuwarten. 
Daher können evtl. Auswirkungen auf das Land Niedersachsen derzeit 
noch nicht quantifiziert werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


33. Abgeordneter 

Werner 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung vor dem Hin- 
tergrund einer wachsenden Anzahl von Lei- 
stungsbeziehern, die nach Unterbreitung oder 
nach Antritt von Arbeitsangeboten bzw. beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen Arbeitsunfähigkeit 
aufgrund von Erkrankungen anzeigen, in Ana- 
logie zu den rechtlichen Möglichkeiten der Sozi- 
alämter auch den Arbeitsämtern das Recht ein- 
zuräumen, im Falle des begründeten Verdachts, 
daß die Arbeitsunfähigkeit nur vorgetäuscht 
wird, direkt einen Amtsarzt oder den Medizini- 
schen Dienst der Krankenkassen zur Überprü- 
fung der Arbeitsunfähigkeit einzuschalten, um 
auf diese Weise einem Leistungsmißbrauch ent- 
scheidend vorzubeugen? 


4 s. hierzu auch Fragen 9, 23, 54 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 1. März 1999 


Der Bundesregierung liegen keine Hinweise darüber vor, daß in letzter 
Zeit die Zahl der Anzeigen von Arbeitsunfähigkeit nach Unterbreitung 
eines Stellenangebots, nach Beginn eines Arbeitsverhältnisses oder 
einer beruflichen Bildungsmaßnahme angestiegen ist. Es gibt jedoch 
seit jeher eine - nicht quantifizierbare - Minderheit von Arbeitslosen, 
die auf Aktivitäten ihres Arbeitsamtes, wie z. B . Aufforderung zur per- 
sönlichen Meldung, Unterbreitung eines Stellenangebotes oder Einbe- 
ziehung in eine berufliche Bildungsmaßnahme, mit einer Krankmel- 
dung reagieren. Bei begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit 
unterrichten die Arbeitsämter die Krankenkassen, damit dort ggf. eine 
vertrauensärztliche Begutachtung veranlaßt wird. In Verdachtsfällen, 
z. B . wenn auf die Unterbreitung eines Stellenangebotes wiederholt mit 
einer Krankmeldung reagiert wird, erfolgt eine grundsätzliche Über- 
prüfung der Arbeitsfähigkeit durch den Ärztlichen Dienst der Bundes- 
anstalt für Arbeit. Für Fälle, in denen die Teilnahme an einer Trainings- 
maßnahme wegen einer Erkrankung oder aus anderen Gründen wieder- 
holt nicht möglich war, richten Arbeitsämter Trainingsmaßnahmen ein, 
die einen jederzeitigen Eintritt ermöglichen, so daß die Maßnahme 
immer wieder angeboten werden kann. Die den Arbeitsämtern zur Ver- 
fügung stehenden Möglichkeiten zur Überprüfung der Arbeitsfähigkeit 
werden für ausreichend gehalten. 


34. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Auf welche gesetzlichen oder anderen Maßnah- 
men sind die Erhöhungen im einzelnen zurück- 
zuführen, die der Regierungsentwurf des Bun- 
deshaushaltes 1999 bei den Leistungen in die 
neuen Länder für den Zuschuß an die Bundes- 
anstalt für Arbeit (ca. 3,3 Mrd. DM) und bei der 
Sozialversicherung (ca. 6,4 Mrd. DM) vorsieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 25. Februar 1999 


DerZuwachs von rd. 3,3 Mrd. DM beim Bundeszuschuß andie Bundes- 
anstalt für Arbeit geht auf eine Fülle von Veränderungen im B A-Haus- 
halt zurück. Im wesentlichen ergibt sich das veränderte Defizit, das in 
voller Höhe in den neuen Bundesländern entsteht, aus dem Saldo von 
Entlastungen wegen eines Rückgangs der Arbeitslosigkeit und Mehr- 
aufwendungen für die Verstetigung und Stärkung der aktiven Arbeits- 
marktpolitik. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die der 
Verstetigung des erreichten Teilnehmerniveaus dienende Aufstockung 
des Eingliederungstitels, in dem die Ansätze für die wesentlichen 
arbeitsmarktpolitischen Ermessensleistungen zusammengefaßt sind, 
und der Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen sowie das neue 
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. Damit wurden 
im Rahmen des Ansatzes von 11 Mrd. DM, den schon die alte Bundes- 
regierung für den Bundeszuschuß vorgesehen hatte, deutliche Akzente 
zur Verstärkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik gesetzt. 
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Die Erhöhung der Leistungen in die neuen Länder bei der Sozialver- 
sicherung ist maßgeblich auf die Wirkungen des Gesetzes zur Finanzie- 
rung eines zusätzlichen Bundeszuschusses an die gesetzliche Rentenver- 
sicherung sowie des Gesetzes zu Korrekturen in der Sozialversicherung 
und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte zurückzuführen. Im wesent- 
lichen handelt es sich hierbei um die auf die neuen Bundesländer entfal- 
lenden Anteile des zusätzlichen Bundeszuschusses und der pauschalier- 
ten Beitragszahlung für Kindererziehungszeiten sowie um die jetzt vom 
Bund zu erstattenden einigungsbedingten Leistungen. 


35. Abgeordneter 

Heinz 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie teuer war die von einer Agentur gestaltete 
Anzeige des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung mit dem Text „Stop. In der 
Rentenreform haben wir gestoppt, was neu 
durchdacht werden muß. Das Absenken des 
Rentenniveaus wird verhindert.”, die im Januar 
1999 in deutschen Zeitungen erschienen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 25. Februar 1999 

Die Anzeige „Stop ...” ist in der Boulevard-Presse und der regionalen 
Tagespresse in den neuen Ländern geschaltet worden. Insgesamt muß 
hierfür mit Kosten von rd. 500 000 DM gerechnet werden. Dieser 
Betrag kann sich bei der Endabrechnung durch zusätzliche Rabattierun- 
gen oder die Bezahlung von Satzkosten noch etwas verändern. Die 
Schaltung der gleichen Anzeige in der gesamten Tagespresse würde 
1 Mio. DM kosten. Aufwendungen in dieser Höhe sind z. B. 1998 
jeweils für die Schaltung der beigefügten Anzeigen „Vermögensbil- 
dung” und „Kindererziehungszeiten” entstanden. Die Aufwendungen 
der Bundesregierung für die Anzeige „Stop ...” liegen damit deutlich 
unter den Kosten, die 1998 für Anzeigenschaltungen zu vergleichbaren 
Themen entstanden sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


36. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Hat die Bundeswehr im Fall des Havaristen 
„Pallas” Unterstützung mit dem Einsatz von 
Hubschraubern angeboten, und wenn ja, wann 
erfolgte dieses Angebot?*) 


0 s. hierzu auch Frage 77 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schnlte 
vom 2. März 1999 

Im Fall des Havaristen „Pallas” hat die Bundeswehr Hubschrauber nach 
Artikel 35 Abs. 2 Grundgesetz und im Rahmen des Erlasses „Hilfe- 
leistung der Bundeswehr bei Naturkatastrophen oder besonders schwe- 
ren Unglücksfällen und im Rahmen der dringenden Nothilfe” einge- 
setzt. Nach der verfassungsmäßigen Kompetenzordnung leisten Streit- 
kräfte Katastrophenhilfe auf Anforderung der für den Katastrophen- 
schutz originär zuständigen Behörde. 

Der Vorsitzende der Einsatzleitgruppe (EEG) Bund / Küstenländer bat 
am 9. November 1998 Heeresführungskommando um Unterstützung 
durch Hubschrauber zum Transport von Gerät zur Brandbekämpfung 
auf das Deck des Havaristen „Pallas” vor der Insel Amrum. 

Der Einsatz wurde durch das Bundesministerium der Verteidigung 
noch am selben Tag genehmigt. 

Nach Abstimmung mit dem Vorsitzenden der EEG wurde der Einsatz 
mit einem mittleren Transporthubschrauber (MTH CH-53) aus Rheine 
am 12. November 1998 begonnen, wegen schlechten Wetters am 
13. November 1998 abgebrochen und vom 26. bis 28. November 1998 
erneut fortgesetzt. 

Insgesamt wurden 6 Außenlasten, u.a. eine Kraftstation (power-pack) 
von 3,5 t und eine Pumpe von 600 kg, auf der „Pallas” abgesetzt. Dar- 
über hinaus waren am 26. Oktober bis 29. November 1998 SAR-Hub- 
schrauber der Bundeswehr im Einsatz. 

Die Bundeswehr hat mithin Luftfahrzeuge auf Anforderung unver- 
züglich eingesetzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


37. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bislang die europäische Vor- 
schrift über die Ableistung des Europäischen 
Freiwilligendienstes nicht in deutsches Recht 
übergeleitet wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 26. Februar 1999 

Beim Europäischen Freiwilligendienst handelt es sich um ein EU-För- 
derprogramm, das nach einer rd. zweijährigen Pilotphase jetzt seit Juli 
1998 als Aktionsprogramm bis Ende 1999 läuft, und damit nicht um eine 
in nationales Recht umzusetzende „europäische Vorschrift”. 
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Verlieren Jugendliche bzw. deren Eltern 
Ansprüche (z. B. Kindergeld, Gewährung von 
Kinderfreibeträgen oder Zahlung kinderbezo- 
gener Gehaltsbestandteile), wenn Jugendliche 
aus Deutschland anstelle des Freiwilligen Sozia- 
len Jahres nach deutschem Recht im Rahmen 
des Aktionsprogrammes der Europäischen 
Union den Europäischen Freiwilligendienst ab- 
leisten, weil die Überleitung der europäischen 
Regelung in nationales Recht bislang unterblie- 
ben ist? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 26. Februar 1999 

Es trifft nach derzeitiger Rechtslage zu, daß bei Ableistung eines 
freiwilligen Dienstes im Ausland über das EU-Programm 
„Europäischer Freiwilligendienst” für Eltern deutscher Jugendlicher 
keine Ansprüche auf Kindergeld, Gewährung von Kinderfreibeträgen 
oder Zahlung von 

kinderbezogenen Gehaltsbestandteilen bestehen. Ursache hierfür ist 
jedoch nicht, daß die Überleitung der europarechtlichen Regelung in 
nationales Recht bislang unterblieben ist. Eine solche Überleitung ist 
nach europarechtlichen Vorschriften in diesem Bereich nicht vorge- 
sehen. 

Zur Zeit wird geprüft, inwieweit eine einheitliche Rechtsgrundlage für 
die verschiedenen grenzüberschreitenden Freiwilligendienste junger 
Menschen - auch für den Europäischen Freiwilligendienst - geschaffen 
werden kann. 


38. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


39. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
zur Einführung einer anonymen Adoption nach 
französischem Vorbild, um Aussetzung und 
Tötung ungewollter Kinder zu vermeiden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 2. März 1999 

Das geltende Recht respektiert grundsätzlich das Recht des Kindes auf 
Kenntnis seiner Abstammung. Dieses Recht steht auch dem adoptier- 
ten Kind zu. Zwar kennt das geltende Recht keinen Rechtsanspruch des 
Kindes gegen seine Adoptiveltern auf Offenlegen der Adoption oder 
Namhaftmachung der leiblichen Eltern; das Kind kann jedoch - wie 
jedes Kind - mit Vollendung des 16. Lebensjahres eine Abstammungs- 
urkunde beantragen, die auch die leiblichen Eltern namentlich aus- 
weist. Mit der Zulassung einer anonymen Adoption nach französischem 
Vorbild würde dieses Recht ausgehöhlt. 


40. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(F.D.P.) 


Will die Bundesregierung die Möglichkeit der 
„offenen”Adoption fördern, bei der Herkunfts- 
und Adoptionsfamilie bekannt sind, um Alter- 
nativen zu Kinderaussetzung bzw. Schwanger- 
schaftsabbruch aufzuzeigen, und wenn ja, wie? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 2. März 1999 

Das geltende Recht läßt eine „offene” Adoption, bei der die leiblichen 
Eltern und die Adoptionsbewerber sich schon vor der Geburt, jeden- 
falls vor der Annahme des Kindes kennenlernen, bei Einvernehmen 
aller Beteiligten zu. In der Praxis der Adoptionsvermittlung überwiegt 
allerdings bei weitem die sog. Inkognitoadoption, bei der die leiblichen 
Eltern den Namen und die Adresse der Adoptionsbewerber, die das 
Kind aufnehmen, nicht erfahren. Die Inkognitoadoption zielt, wie der 
Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages in seinem Bericht zum 
Adoptionsgesetz (Drucksache 7/3061 S. 19) ausgeführt hat, auf „die 
ungestörte Entwicklung des Kindes in der neuen Familie”. Für diese 
Entwicklung sei es unerläßlich, „daß sich das Kind uneingeschränkt als 
Kind der neuen Familie fühlen kann” und „daß Störungen aus der alten 
Familie unterbleiben”. 

Abgesehen von den vorstehenden Überlegungen ist es sehr zweifelhaft, 
ob mit den von Ihnen unterbreiteten Vorschlägen das Ziel einer 
Zurückdrängung von Kindesaussetzungen und von Schwangerschafts- 
abbrüchen erreicht werden kann. Die Erfahrungen - auch kirchlicher - 
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen haben gezeigt, daß sich nur 
sehr wenige Schwangere dazu entschließen können, ihr Kind für eine 
fremde Familie auszutragen, da aus einem solchen Umstand schwere 
psychische Belastungen während der Schwangerschaft und nach der 
Geburt befürchtet werden. Insofern sind die vorgetragenen Ansätze 
keine adäquaten Hilfsinstrumente im Schwangerschaftskonflikt. 


41. Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 


(SPD) 


Welche Zielsetzung und Zeitplanung verfolgt 
die Bundesregierung bei der Konzeption, dem 
Aufbau und der Umsetzung einer stärkeren 
deutsch-russischen Zusammenarbeit in der 
Jugendförderung und im Jugendaustausch? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 2. März 1999 

In der jugendpolitischen Zusammenarbeit mit der Russischen Födera- 
tion wird grundsätzlich die ungehinderte Begegnung von Jugendlichen 
und das gemeinsame Kennenlernen sowie die Zusammenarbeit über 
Grenzen hinweg angestrebt. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
setzen einem breiten Jugendaustausch jedoch immer noch enge Gren- 
zen. Ferner erschwert die unzureichende finanzielle und infrastruktu- 
relle Ausstattung vieler russischer Jugendorganisationen den Aus- 
tausch. 

Daher und aufgrund entsprechender Absprachen im Deutsch-Rus- 
sischen Jugendrat, das für die Jugendzusammenarbeit gemeinsame bi- 
nationale Gremium, liegt der Schwerpunkt in der jugendpolitischen 
Zusammenarbeit auf dem Austausch von Fachkräften der Jugendhilfe 
mit dem Ziel, den Aufbau von pluralen Jugendstrukturen in der Rus- 
sischen Föderation zu unterstützen und an der Qualifizierung von Fach- 
kräften mitzuwirken. 
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Auf der letzten Sitzung des Deutsch-Russischen Jugendrates vom 
2. bis 5. Dezember 1998 beschloß dieser, den Schwerpunkt in der 
Zusammenarbeit weiterhin auf den Fachkräfteaustausch zu legen und 
hierbei besondere Aufmerksamkeit folgenden Themen zu widmen: Fra- 
gen des Jugendrechts und seiner Anwendung; Jugendforschung; 
Jugendsozialarbeit; Suchtprävention und Jugendkriminalität; Arbeit 
mit behinderten Kindern und Jugendlichen; Zusammenleben der Gene- 
rationen; Nutzung neuer Medien; Jugendliche an den Schnittstellen 
Schule - Ausbildung - Beruf; Kontakte zwischen Kinder- und Jugend- 
organisationen; Aufbau freier Träger; Finanzierung in der Jugendhilfe. 
Eine Kontinuität in den Themen, Trägern und Regionen der 
Zusammenarbeit ist erforderlich, um spürbare Resultate zu erzielen. 

Die Zusammenarbeit basiert auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit, d. h. 
es wird eine zahlenmäßige Ausgewogenheit der Programme in Deutsch- 
land und in der Russischen Föderation angestrebt. Während auf deut- 
scher Seite die im Jugendrat vereinbarten Programme und zahlreiche 
Maßnahmen darüber hinaus aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans 
des Bundes (KJP) gefördert werden, ist die Förderung auf russischer 
Seite durch das Staatliche Komitee für Jugendfragen sehr gering. Rus- 
sische Provinzregierungen und Kommunen gewähren im Einzelfall 
Unterstützung, aber insgesamt ist die staatliche Förderung für die rus- 
sischen Träger nur bedingt gewährleistet. 


42. Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 


(SPD) 


Welche Maßnahmen und mit wie vielen jungen 
Menschen wurden in den vergangenen zwei 
Jahren mit Mitteln des Bundes in der deutsch- 
russischen Jugendförderung und im Jugendaus- 
tausch durchgeführt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 2. März 1999 


In den vergangenen zwei Jahren wurden im Rahmen des KJP-Sonder- 
programms für die jugendpolitische Zusammenarbeit mit der Rus- 
sischen Föderation jährlich ca. 50 Programme mit Fachkräften der 
Jugendhilfe zu den in der obigen Antwort genannten Bereichen geför- 
dert. Die Programme beinhalten teilweise Hospitationen und vereinzelt 
auch Sprachkurse. Zusätzlich wurden jeweils über 100 Maßnahmen der 
Jugendbegegnung aus KJP -Mitteln gefördert, und zwar sowohl aus dem 
erwähnten Sonderprogramm als auch aus sog. Globalmitteln. Letztere 
sind Mittel, die bundeszentrale Träger für Programme der internatio- 
nalen Jugendarbeit ohne regionale Vorgaben für deren Verwendung 
erhalten. Hinzu kommt die aus KJP -Mitteln geförderte Teilnahme von 
russischen und deutschen Jugendlichen an multinationalen Program- 
men sowohl in der Russischen Föderation als auch in Deutschland. 

Für 1998 liegen noch nicht alle Zahlen vor, aber sie werden sich im 
wesentlichen in den Größenordnungen der Vorjahre bewegen. Danach 
nahmen ca. 2200 deutsche Jugendliche an Programmen in der Rus- 
sischen Föderation und etwas über 1000 russische Jugendliche an Maß- 
nahmen in Deutschland teil. 
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43. Abgeordneter Welche Maßnahmenförderung ist für 1999 und 

Dr. Ernst Dieter 2000 geplant? 

Rossmann 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 2. März 1999 

Über die Förderung von Programmen wird jährlich entschieden. Der 
Deutsch-Russische Jugendrat hat auf seiner Sitzung vom 2. bis 
5. Dezember 1998 in Nishnij Nowgorod beiden Regierungen 62 Pro- 
gramme für Fachkräfte der Jugendhilfe und weitere 42 Programme mit 
herausgehobenem Charakter zur Förderung im Jahr 1999 vorgeschla- 
gen. Davon sollen vereinzelt Programme im Jahr 2000 durchgeführt 
werden, weil die betreffenden Träger nicht in der Lage sind, im gleichen 
Jahr eine Hin- und Rückbegegnung zu organisieren. 

Darüber hinaus haben deutsche Träger weitere Anträge auf Förderung 
gestellt, über die aufgrund der vorläufigen Haushaltsführung noch nicht 
endgültig entschieden werden konnte. Es ist in etwa der gleiche Finanz- 
rahmen wie im Vorjahr vorgesehen. Eine wesentliche Ausweitung ist 
nicht vorgesehen, um das bestehende Ungleichgewicht zwischen Pro- 
grammen in Deutschland und in der Russischen Föderation - etwa dop- 
pelt so viele deutsche Jugendliche nehmen an Programmen in Rußland 
teil wie umgekehrt und bestreiten meistens den größten Teil ihrer Auf- 
enthaltskosten in Rußland - nicht weiter zu verschärfen. 


44. Abgeordneter 
Heinz 
Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der finanzielle Aufwand, der mit 
der Umstellung der Auszahlung des Kindergel- 
des durch die Kindergeldkassen statt wie bisher 
durch die Arbeitgeber verbunden ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 25. Februar 1999 

Die Einsparungen, die der Wegfall des Bescheinigungsverfahrens für 
die Arbeitgeberauszahlungen bewirkt, übersteigen den Umstellungs- 
aufwand nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit bei weitem. Dem 
Bund entsteht somit durch die Umstellung kein finanzieller Mehrauf- 
wand. 


45. Abgeordneter 

Heinz 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie viele der von den Kindergeldkassen ange- 
schriebenen Arbeitnehmer haben ihre Ansprü- 
che noch nicht angemeldet bzw. ihre Konto- 
daten noch nicht mitgeteilt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 25. Februar 1999 

Die Zahl der Berechtigten, die keine Kontodaten angegeben haben, ist 
nicht bekannt. Auch diese Berechtigten haben jedoch ihr Kindergeld im 
Januar 1999 erhalten und werden es weiter rechtzeitig erhalten. Soweit 
Kontoangaben fehlen, wird im postalischen Verfahren „Zahlungsan- 
weisung zur Verrechnung” gezahlt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


46. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Können vor dem Hintergrund der Entschei- 
dung der europäischen Arzneimittelbehörde 
„Emea”, die nach einem Bericht der „Frankfur- 
ter Rundschau” vom 6. Februar 1999 das Medi- 
kament Betaferon auch für die schleichend ver- 
schlechternde Verlaufsform der Multiple Skle- 
rose, die sog. sekundär progrediente Multiple 
Sklerose, zugelassen hat, ab sofort auch betrof- 
fene Patienten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit Interferon bei Kostenübernahme 
durch die Krankenkassen behandelt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 1. März 1999 

Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) haben im 
Krankheitsfall u.a. Anspruch auf eine Arzneimitteltherapie, die dem 
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspricht (8§ 2 und 
27SGB V). 

Es trifft zu, daß das Arzneimittel Betaferon nach der Entscheidung der 
Europäischen Kommission vom 26. Januar 1999 u.a. für die Indikation 
der sog. sekundär progredienten Multiplen Sklerose zur Progressions- 
verlangsamung und zur Reduktion der Schubfrequenz zugelassen wor- 
den ist. 

Somit steht das Arzneimittel grundsätzlich auch zur Behandlung von 
Patienten zur Verfügung, die in der GKV versichert sind. Vorausset- 
zung für eine Leistung im Einzelfall ist allerdings die Verordnungsent- 
scheidung des jeweils behandelnden Arztes, der die medizinische Indi- 
kation unter Beachtung vertragsarztrechtlicher Regelungen zu stellen 
hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


47. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die voraussichtlichen finanziellen 
Auswirkungen für Schleswig-Holstein bei den 
Bundeszuweisungen im Rahmen der Woh- 
nungs- und Städtebauförderung für 1999 aus?*) 


J s. hierzu auch Fragen 7, 18,28 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 25. Februar 1999 

Obwohl der Bundeshaushaltsplan 1999 noch nicht in Kraft getreten ist, 
kann das Land Schleswig-Holstein bereits seit Januar 1999 über den 
größten Teil der „Bundeszuweisungen” (Kassenmittel) für die Woh- 
nungs- und Städtebauförderung im Jahr 1999 verfügen. 


Auf der Grundlage des Entwurfs für den Bundeshaushaltsplan 1999 soll 
Schleswig-Holstein folgende „Bundeszuweisungen” (Kassenmittel) 
erhalten: 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 72370000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 3 864000 DM 

Hiervon hat der Bund dem Land im Rahmen der vorläufigen Haushalts- 
führung bereits im Januar 1999 zur Bewirtschaftung übertragen: 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 68650000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 3670800 DM 

Das sind etwa 95 v.H. des Gesamtansatzes der genannten Bundeszuwei- 
sungen. 

Ferner soll Schleswig-Holstein nach dem vom Kabinett am 20. Januar 
1999 beschlossenen Haushaltsentwurf 1999 folgende Bundesfinanz- 
hilfen zum Eingehen neuer Verpflichtungen erhalten (Verpflichtungs- 
rahmen): 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 28520000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 3864000 DM 


Trotz angespannter Haushaltstage hat die Bundesregierung in dem 
beschlossenen Haushaltsentwurf 1999 neue stadtentwicklungspolitische 
Akzente gesetzt und für den neuen Programmansatz „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt” zusätzliche 
Bundesfinanzhilfen in Höhe von insgesamt 100 Mio. DM veranschlagt; 
auch daran wird das Land Schleswig-Holstein vorbehaltlich der Ent- 
scheidung des Haushaltsgesetzgebers und der mit den Ländern noch 
abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung beteiligt. 


Die Finanzhilfen zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus für das 
Programmjahr 1999 wird der Bund nach Abschluß der Verwaltungs- 
vereinbarungen zwischen Bund und Ländern und nach Inkrafttreten des 
Bundeshaushalts 1999 zu den üblichen Abwicklungsraten bereitstellen. 


48. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die Pläne der Bundesregierung 
bezüglich des Weiterbaus der B 29 zwischen 
Schwäbisch Gmünd und Aalen aus, und wie ist 
der Zeitplan gefaßt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Die Ortsumgehung Schwäbisch Gmünd (1. Fahrbahn) sowie die 
Westumgehung Aalen befinden sich im Bau. In der Koalitionsvereinba- 
rung für die neue Bundesregierung ist bereits darauf hingewiesen wor- 
den, daß es bis zum Abschluß der Überprüfung des Bundesverkehrs- 
wegeplanes bei in Bau befindlichen Maßnahmen keine Bauunterbre- 
chung geben wird. Die zwischen den genannten Maßnahmen liegenden 
Abschnitte der B 29, für die ebenfalls Maßnahmen im Vordringlichen 
Bedarf des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen geplant sind, 
befinden sich in unterschiedlichen Planungsphasen. Zum Baubeginn 
dieser Abschnitte können zum jetzigen Zeitpunkt keine Angaben ge- 
macht werden. 

Die Gesamtfertigstellung der Westumgehung Aalen ist für das Jahr 
2001 geplant. Die Teilverkehrsfreigabe eines Abschnittes konnte 
bereits im Jahr 1998 erfolgen. Ein erster Teilabschnitt der Ortsumge- 
hung Schwäbisch Gmünd wird voraussichtlich Ende 1999 fertiggestellt 
sein. 


49. Abgeordneter Welche Mittel werden für welche Strecken- 

Georg abschnitte bereitgestellt? 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Die Finanzierung der Baumaßnahmen muß sich an den gegebenen 
Finanzrahmen des Bundeshaushalts halten. Hiervon hängen auch die in 
der Antwort zu Frage 48 angegebenen Fertigstellungszeitpunkte ab. 

Für die Westumgehung Aalen sind im Entwurf des Bundeshaushalts 
1999 4,1 Mio. DM vorgesehen. Für die Ortsumgehung Schwäbisch 
Gmünd sind dort 4,0 Mio. DM eingeplant. 

Die weitere Finanzierung des ersten Bauabschnittes der Ortsumgehung 
Schwäbisch Gmünd über den genannten Teilabschnitt hinaus ist derzeit 
nach wie vor noch offen. Sie wird vom Finanzrahmen der folgenden 
Jahre, von der Abwicklung der in Bau befindlichen Maßnahmen und 
von der Abwägung mit den anderen dringlichen und anstehenden Maß- 
nahmen des Fünfjahresplanes abhängen. 


50. Abgeordneter 

Dr. Karlheinz 
Guttmacher 

(F.D.P.) 


Wie ist der aktuelle Stand der Inanspruchnahme 
der Förderung nach dem KfW-Wohnungs- 
modernisierungs-Programm (KfW : Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau) der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 1999 

Ende Februar 1999 waren aus dem Wohnraum-Modernisierungspro- 
gramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau Darlehen in Höhe von ins- 
gesamt rd. 69,1 Mrd. DM zugesagt. 
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51. Abgeordneter 

Dr. Karlheinz 
Guttmacher 

(F.D.P.) 


Bis zu welchem Zeitpunkt reicht voraussichtlich 
die von der Bundesregierung beabsichtigte Auf- 
stockung des Volumens von 70 auf 75 Mrd. DM 
innerhalb des Finanzrahmens aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 1999 

Das Programmvolumen von 75 Mrd. DM wird voraussichtlich im Früh- 
sommer 1999 vollständig mit Kreditzusagen und Anträgen in Bearbei- 
tung belegt sein. Kreditanträge werden in der Reihenfolge ihres Ein- 
gangs bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau berücksichtigt. 


52. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach wegen 
absehbarer Kostenüberschreitungen das Trans- 
rapid-Projekt Hamburg — Berlin als unrea- 
listisch einzustufen ist, und welcher finanzielle 
Mehraufwand läßt sich gegenwärtig quantifizie- 
ren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Grundlage für die Realisierung des Transrapid-Projektes Berlin — 
Hamburg ist unverändert die Eckpunktevereinbarung zwischen dem 
Bund, der Deutschen Bahn AG und der Industrie vom April 1997, in 
der die finanziellen Verantwortlichkeiten und die von den Vertragspart- 
nern zu übernehmenden Garantien und Risiken im Grundsatz geregelt 
sind. Auf dieser Basis läuft zur Zeit die Überprüfung der Betriebs- und 
Investitionskosten sowohl für den Fahrweg als auch für das Betriebs- 
system mit dem Ziel, diese belastbarer zu ermitteln. Nach Vorliegen der 
Ergebnisse wird die Bundesregierung mit den am Projekt Beteiligten 
Gespräche über den Fortgang aufnehmen. 


53. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, weiterhin Mög- 
lichkeiten der Realisierung des Transrapid-Pro- 
jektes Hamburg — Berlin mit Haltepunkt in 
Schwerin zu prüfen, und welche Schritte sind 
dazu vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Die Bundesregierung sieht in der Magnetschwebebahn Transrapid - wie 
in der Koalitionsvereinbarung niedergelegt - eine hochentwickelte, 
zukunftsträchtige Technologie, die auch im eigenen Land genutzt wer- 
den soll. Dazu setzen wir nach wie vor auf die Verbindung zwischen 
Berlin und Hamburg mit einer Anbindung des Raumes Schwerin. Das 
Projekt befindet sich gegenwärtig in der Phase der Planfeststellung. 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 31 - 


Drucksache 14/481 


54. Abgeordneter 

Carl-Detlev 

Freiherr 

von Hammerstein 


(CDU/CSU) 


Wie sehend die voraussichtlichen finanziellen 
Auswirkungen für Niedersachsen bei den Bun- 
deszuweisungen im Rahmen der Wohnungs- 
und Städtebauförderung für 1999 aus?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. März 1999 

Obwohl der Bundeshaushaltsplan 1999 noch nicht in Kraft getreten ist, 
kann das Land Niedersachsen bereits seit Januar 1999 über den größten 
Teil der „Bundeszuweisungen” (Kassenmittel) für die Wohnungs- und 
Städtebauförderung im Jahr 1999 verfügen. 

Auf der Grundlage des Entwurfs für den Bundeshaushaltsplan 1999 soll 
Niedersachsen folgende „Bundeszuweisungen” (Kassenmittel) erhal- 
ten: 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 189515000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 9204000 DM 

Hiervon hat der Bund dem Land im Rahmen der vorläufigen Haushalts- 
führung bereits im Januar 1999 zur Bewirtschaftung übertragen: 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 178927000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 8743800 DM 

Das sind etwa 95 v. H . des Gesamtansatzes der genannten Bundes- 
zuweisungen. 

Ferner soll Niedersachsen auf der Grundlage des vom Kabinett am 
20. Januar 1999 beschlossenen Haushaltsentwurfs 1999 folgende Bun- 
desfinanzhilfen zum Eingehen neuer Verpflichtungen erhalten (Ver- 
pflichtungsrahmen) : 

- zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus: 81 173000 DM 

- zur Förderung des Städtebaus: 9204000 DM 

Trotz angespannter Haushaltstage hat die Bundesregierung in dem 
beschlossenen Haushaltsentwurf 1999 neue stadtentwicklungspolitische 
Akzente gesetzt und für den neuen Programmansatz „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt” zusätzliche Bun- 
desfinanzhilfen in Höhe von insgesamt 100 Mio. DM veranschlagt; auch 
daran wird das Land Niedersachsen vorbehaltlich der Entscheidung des 
Haushaltsgesetzgebers und der mit den Ländern noch abzuschließen- 
den Verwaltungsvereinbarung beteiligt. 

Die Finanzhilfen zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus für das 
Programmjahr 1999 wird der Bund nach Abschluß der Verwaltungs- 
vereinbarungen zwischen Bund und Ländern und nach Inkrafttreten des 
Bundeshaushalts 1999 zu den üblichen Abwicklungsraten bereitstellen. 


55. Abgeordneter 

Hans Jochen 
Henke 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung, entgegen den 
Absichten der Stuttgarter SPD, die in der Stutt- 
garter Lokalpresse bekannt wurden, und trotz 
der äußerst knappen Straßenbauinvestitions- 


J s. hierzu auch Fragen 9, 23, 32 
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mittel an dem vom Gemeinderat der Stadt Stutt- 
gart beschlossenen vierspurigen Ausbau der 
Bundesstrasse 14 in Heslach zwischen Schatten- 
ring und der neuen Brücke in der rechtskräf- 
tigen Form fest, und werden die Arbeiten 
für die inzwischen ausgeschriebenen Tunnel- 
und Straßenbaumaßnahmen im Wert von rd. 
50 Mio. DM so vergeben, daß die bereitstehen- 
den Straßenbaumittel entsprechend den beste- 
henden Zeitplanungen verbaut werden kön- 
nen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Im derzeit gültigen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen ist im Zuge 
der B 14 zwischen dem Südheimer Platz und dem Schattenring der vier- 
streifige Ausbau vorgesehen. Für die Maßnahme liegt ein rechtskräfti- 
ger Planfeststellungsbeschluß vor. Die Maßnahme befindet sich seit 
Ende 1996 in Bau. Hinsichtlich des konkreten Vergabestandes der aus- 
geschriebenen Tunnel- und Straßenbaumaßnahmen sind noch detail- 
lierte Angaben der Auftragsverwaltung des Landes Baden-Württem- 
berg in Verbindung mit den derzeit zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmitteln notwendig. 


56. Abgeordneter 

Hans Jochen 
Henke 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht u.a. des 
Stuttgarter Regierungspräsidiums, wonach eine 
Zurückstellung ökologisch, verkehrlich und 
wirtschaftlich nicht zu verantworten sei und 
keine anderen baureifen Projekte in Stuttgart 
vorhanden sind, für die die Straßenbaumittel 
eingesetzt werden könnten, die gegenwärtig für 
den vierspurigen Ausbau der B14 in Heslach 
eingeplant sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Bezüglich des Weiterbaus der Verlegung in Stuttgart im Zuge der B 14 
zwischen Südheimer Platz und Schattenring wird auf die Antwort zu 
Frage 55 verwiesen. 


57. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


In welchem Stadium befinden sich die Planun- 
gen für die Ortsumgehung Furth im Wald/Land- 
kreis Cham, und in welchem Zeitraum ist mit 
der Realisierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 3. März 1999 


Seit 1995 läuft das Planfeststellungsverfahren für die Ortsumgehung 
Furth im Wald im Zuge der Bundesstraße 20 in der vom Baulastträger 
Bund anerkannten Form der zweistreifigen Ostumfahrung. 
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Ausgehend von Forderungen der Stadt Furth im Wald nach einer Trog- 
führung im Chambtal erarbeitet die bayerische Straßenbauverwaltung 
derzeit ergänzende Projektunterlagen, die dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) demnächst zur Zu- 
stimmung vorgelegt werden. Die weitere Entwicklung bleibt insoweit 
abzuwarten. 


58. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


In welchem Stadium befinden sich die Planun- 
gen für die Ortsumgehungen Wilting und Trait- 
sching/Landkreis Cham, und in welchem Zeit- 
raum ist mit der Realisierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ibrügger 
vom 3. März 1999 

Seit Januar 1999 läuft das Planfeststellungsverfahren für die Ortsumge- 
hung Wilting/Traitsching im Abschnitt „Verlegung Cham - Rissmanns- 
dorf’ im Zuge der Bundesstraße 20 auf der Basis der vom BMVBW 
anerkannten Projektunterlagen. Ausgehend von der besonderen 
Unfallträchtigkeit soll mit dem Bau der Ortsumgehung möglichst unver- 
züglich nach Vorliegen der baurechtlichen und finanziellen Vorausset- 
zungen begonnen werden. 


59. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


In welchem Stadium befinden sich die Planun- 
gen für die Ortsumgehung Neubäu/Landkreis 
Cham, und in welchem Zeitraum ist mit der 
Realisierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ibrügger 
vom 3. März 1999 

Derzeit finden Gespräche zwischen der bayerischen Straßenbauverwal- 
tung, der Stadt Roding und den beteiligten Trägern öffentlicher Belange 
zur Frage der Trassenführung der Ortsumgehung Neubäu 
(Bundesstraße 85) mit dem Ziel ihrer Aufnahme in die städtische Bau- 
leitplanung statt. Vor dem Hintergrund der erst beginnenden Planung 
kann der Zeitraum für eine Realisierung noch nicht genannt werden. 


60. Abgeordneter 

Gerhard 

Jüttemann 

(PDS) 


Welche Wanderungsbewegungen in der Bevöl- 
kerungsentwicklung hat es seit 1990 innerhalb 
der neuen Bundesländer und welche von den 
neuen in die alten Bundesländer und umgekehrt 
gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. März 1999 

Wesentliche Wanderungsbewegungen für die neuen Länder nach 1990 
waren: 

- kontinuierliche Abwanderung der Ostdeutschen in den Westen mit 
rückläufiger Tendenz; 
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- allmählich steigernde Zuwanderung von Westdeutschen in den 
Osten mit steigender Tendenz, so daß die Binnenwanderungsver- 
luste der neuen an die alten Länder inzwischen nahezu zu vernachläs- 
sigen sind. So betrug der Wanderungssaldo zwischen neuen und alten 
Ländern 1990 ca. - 359000 Personen gegenüber ca. - 10000 Perso- 
nen im Jahr 1997 (nach Berechnungen des Bundesamtes für Bau- 
wesen und Raumordnung, BBR); 

- die ostdeutschen Wanderungsbewegungen verlaufen seit mehreren 
Jahren weniger von Ost nach West als zwischen den einzelnen Regio- 
nen der neuen Länder; 

- anhaltender Konzentrationsprozeß der Bevölkerung infolge der 
Wanderungen innerhalb der neuen Länder, d. h. die Wanderungs- 
bilanz der Agglomerationsräume entwickelt sich günstiger als die der 
ländlichen Räume; 

- zunehmende Ausweitung des Suburbanisierungsprozesses im 
Umland der ostdeutschen Zentren, wobei diese Prozesse inzwischen 
mit einer höheren Intensität als im Westen verlaufen; 

- Ausgleich der Binnenwanderungsverluste der ost- an die westdeut- 
schen Regionen durch Wanderungsgewinne gegenüber dem Aus- 
land. 


61. Abgeordneter 

Gerhard 

Jüttemann 

(PDS) 


Welche Auswirkungen haben diese Wande- 
rungsbewegungen, besonders von jungen Men- 
schen, in bezug auf die Bevölkerungsentwick- 
lung in den Städten der neuen Bundesländer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. März 1999 


Bei den Wanderungsbewegungen der jungen städtischen Bevölkerung 
ergibt sich differenziert folgendes Bild: Die Wanderungsverluste der 
0- bis 17jährigen aus den Städten sind vor allem Ergebnis der familiär 
bedingten Stadt-Umland-Wanderungen. Hingegen ist eine positive 
Wanderungsbewegung der 18- bis 24jährigen in die Kernstädte infolge 
besserer Ausbildungs- und Berufsbedingungen festzustellen. 

Neben umfangreichen Wanderungsverlusten an die westdeutschen 
Regionen bzw. an das Stadtumland - infolge der Suburbanisierung - 
realisieren die ostdeutschen Städte seit 1990 z. T. beachtliche Außen- 
wanderungsgewinne. Diese konnten die Binnenwanderungsverluste 
der jungen städtischen Bevölkerung (0 bis 24 Jahre) jedoch nicht voll 
ausgleichen. 


62. Abgeordneter 

Gerhard 

Jüttemann 

(PDS) 


Welche Regionen (Städte, Landkreise, Arbeits- 
amtsbezirke) in Ostdeutschland haben sich 
zu „Abwanderungsregionen” und welche zu 
„Zuwanderungsregionen” entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. März 1999 

Seit Beginn der deutschen Einigung hat sich die regionale Struktur der 
Wanderungsbilanzen in den neuen Ländern wesentlich verändert. Vor 
allem die ostdeutschen Kernstädte, die vor 1990 in der Regel konti- 
nuierliche Wanderungsgewinne verzeichnen konnten, weisen nun Wan- 
derungsverluste auf, zumindest aber eine im Vergleich zu den anderen 
Regionen deutlich schlechtere Wanderungsbilanz. Dies entspricht auch 
einem Trend in den alten Ländern. Demgegenüber hat sich die Wande- 
rungsbilanz der meisten ostdeutschen Regionen außerhalb der Kern- 
städte spürbar verbessert, bzw. es ist zumindest ein positiver Entwick- 
lungstrend absehbar. Nur in einigen Regionen der Bundesländer Thü- 
ringen, Sachsen-Anhalt und Sachsen - die an bzw. in der Nähe der frü- 
heren innerdeutschen Grenze liegen - ist im Vergleich zu den Jahren vor 
1990 ein schwach negativer Entwicklungstrend erkennbar. Die Mehr- 
zahl der ostdeutschen Regionen realisierte in den Jahren 1995/96 aber 
bereits Wanderungsgewinne (Berechnungen des BBR). 

Zu den Regionen mit den höchsten Wanderungsverlusten ab Mitte der 
90er Jahre gehören: Uckermark-Barmin, Vorpommern, Lausitz-Spree- 
wald, Halle/Saale und Südthüringen. Regionen mit den höchsten Wan- 
derungsgewinnen sind: Berlin, Westmecklenburg, Westsachsen, Ober- 
lausitz-Niederschlesien, Oberes Elbtal/Osterzgebirge. 


63. Abgeordneter 

Gerhard 

Jüttemann 

(PDS) 


Welche Maßnahmen der Gegensteuerung will 
die Bundesregierung ergreifen, um der „Ver- 
greisung” von Gemeinden und Kreisen ent- 
gegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. März 1999 

Wenn auch die Tendenz zu einer generellen Alterung der Gesellschaft 
in allen Teilräumen des gesamten Bundesgebietes (wie auch in der 
Mehrzahl der EU-Staaten) besteht, so kann doch von einer „Vergrei- 
sung” nicht gesprochen werden. Um Abwanderungsverlusten gerade 
von jüngeren Personen in strukturschwachen Regionen entgegenzuwir- 
ken, ist ein attraktives Angebot an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 
erforderlich. Hierbei sind die Kombination von regionaler Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, die Bereitstellung von AB-Maßnahmen und ein 
ansprechendes Freizeit- und Kulturangebot erforderlich. Die Bundes- 
regierung hat mit ihrem Sofortprogramm, um 100 000 Jugendliche so 
schnell wie möglich in Ausbildung und Beschäftigung zu bringen, 
bereits deutliche Akzente gesetzt. Im übrigen ist darauf zu verweisen, 
daß hier alle Beteiligten, Bund, Länder, Kommunen, Wirtschaft und 
Gewerkschaften, im Zusammenspiel gefordert sind. 


64. Abgeordneter Befürwortet oder kritisiert die Bundesregierung 

Rolf den erwogenen Bau einer neuen Startbahn für 

Kutzmutz den Rhein-Main-Flughafen Frankfurt, und wer 

(PDS) vertritt ihre Positionen innerhalb der Entschei- 

dungsgremien der Frankfurter Flughafen AG? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Flughafen Frankfurt 
Main AG (FAG) die Leistungsfähigkeit des Frankfurter Flughafens 
nachfragegerecht steigern muß, um die Bedeutung des Luftfahrtstand- 
orts Deutschland in Zukunft im internationalen Wettbewerb erhalten 
zu können. Einige der diskutierten Alternativen zur Steigerung der Lei- 
stungsfähigkeit sehen den Bau einer neuen Lande- bzw. Startbahn vor. 
Ein bestimmtes Konzept wurde nach Wissen der Bundesregierung bis- 
lang nicht entwickelt. 

Innerhalb der Entscheidungsgremien der FAG werden die Interessen 
der Bundesregierung vertreten durch Ministerialdirigent Krüger sowie 
Ministerialdirigent Lischka im Aufsichtsrat und durch Regierungsdirek- 
tor Nöthe in der Gesellschafterversammlung. 


65. Abgeordneter 

Rolf 

Kutzmutz 

(PDS) 


Warum haben die Entscheidungsgremien der 
FAG ein nicht ergebnisoffenes Mediationsver- 
fahren für eine Startbahn angestrengt, und 
inwiefern ist der Bund an den Kosten dieses 
Verfahrens beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist das Mediationsverfahren nicht 
von der FAG veranlaßt, sondern von der hessischen Landesregierung. 
Das Mediationsverfahren ist nicht auf die Errichtung einer neuen 
Lande- bzw. Startbahn gerichtet, sondern ergebnisoffen auf die 
Weiterentwicklung des Flughafens. 

Der Bund ist bis auf die Übernahme der Reisekosten für seinen Vertre- 
ter im Mediationsverfahren nicht an den Kosten beteiligt. 


66. Abgeordneter 

Rolf 

Kutzmutz 

(PDS) 


Warum wurden im laufenden Mediationsver- 
fahren für eine neue Startbahn des Rhein-Main- 
Flughafens Frankfurt keine Lagepläne vorge- 
legt, und welche Wohngebiete im Großraum 
Frankfurt/Main würden nach Kenntnis der Bun- 
desregierung durch den Lärm der eine neue 
Startbahn anfliegenden Maschinen voraussicht- 
lich betroffen sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Im Mediationsverfahren wurden u. a. auch Vorstellungen der FAG 
über verschiedene Varianten einer zusätzlichen Lande- bzw. Startbahn 
vorgestellt. Diese nach Auffassung der FAG denkbaren Varianten 
werden derzeit durch einen unabhängigen Gutachter überprüft. 
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Die Ergebnisse werden zur Erörterung in das Mediationsverfahren ein- 
gebracht. Die einzelnen Varianten betreffen jeweils unterschiedliche 
Räume in der Nachbarschaft des Flughafens. 


67. Abgeordneter 

Rolf 

Kutzmutz 

(PDS) 


Teilt die Bundesregierung Befürchtungen, daß 
das von den Entscheidungsgremien der FAG 
angestrengte nicht ergebnisoffene Mediations- 
verfahren für eine neue Startbahn des Rhein- 
Main-Flughafens Frankfurt Mitsprache von 
Bürgerinitiativen nur zur Farce werden läßt, 
Anwohnerinnen und Anwohner potentieller 
Liegenschaften eher verunsichert und ähnliche 
Auseinandersetzungen wie anläßlich des Baues 
der Startbahn West drohen könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Nein. 


68. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung entsprechend 
einer in der 732. Sitzung des Bundesrates am 
27. November 1998 verabschiedeten Entschlie- 
ßung, wonach ausgemusterten Einsatzfahrzeu- 
gen der Feuerwehren künftig generell die 
Betriebserlaubnis entzogen werden soll, zu 
ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 3. März 1999 

Die Regelung in § 19 Abs. 2a (neu) Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung (StVZO), nach der u. a. für ausgemusterte Fahrzeuge des Brand- 
und Katastrophenschutzes die Betriebserlaubnis erlischt und grundsätz- 
lich keine neue Betriebserlaubnis wiedererteilt werden soll, beruht auf 
einem Maßgabenbeschluß des Bundesrates aufgrund eines Plenarantra- 
ges. Eine Streichung dieser Regelung kann nur durch eine Änderungs- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates erfolgen. Ob der Bundes- 
rat einer derartigen Streichung zustimmen würde, läßt sich zumindest 
zur Zeit nicht abschätzen. 


69. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dabei ggf berück- 
sichtigen, daß viele örtliche Feuerwehren alte 
Einsatzfahrzeuge mühevoll instand setzen, um 
sie der Nachwelt zu erhalten, wozu auch Ein- 
nahmen aus Werbefahrten notwendig sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 3. März 1999 


Fahrzeuge mit rotem Oldtimer-Kennzeichen („07er”-Nummer) benöti- 
gen keine Betriebserlaubnis, so daß die neue Regelung in § 19 StVZO 
hier nicht greifen kann: Voraussetzung für das Führen eines roten Old- 
timer-Kennzeichens ist gemäß der 49. Ausnahmeverordnung zur 
StVZO, daß das betreffende Fahrzeug an Veranstaltungen teilnimmt, 
die der Darstellung von Oldtimer-Fahrzeugen und der Pflege des kraft- 
fahrzeugtechnischen Kulturgutes dienen oder sich auf der An- und 
Abfahren zu/von derartigen Veranstaltungen befindet. 

Fahrzeugen, die vor 30 Jahren oder eher erstmals in den Verkehr 
gekommen sind und vornehmlich zur Pflege des kraftfahrzeugtechni- 
schen Kulturgutes eingesetzt werden, kann gemäß § 21 c StVZO eine 
Betriebserlaubnis als Oldtimer-Fahrzeug erteilt und ein schwarz-weißes 
Oldtimer-Kennzeichen zugeteilt werden. Da der neue § 19 StVZO 
keinen Verweis auf § 21 c StVZO enthält, unterliegen diese Oldtimer- 
Fahrzeuge mit dieser Betriebserlaubnis nicht den Regelungen in § 19 
StVZO. 


70. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung 
vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Ver- 
kehrszahlen zur Verbesserung der Kanaldurch- 
fahrtbedingungen für den Nord-Ostsee-Kanal? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 2. März 1999 


Nach den starken und überproportionalen Rückgängen der Verkehrs- 
zahlen auf dem Nord-Ostsee-Kanal der letzten Jahre, insbesondere im 
Jahr 1996, ist inzwischen eine Beruhigung eingetreten. In diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Gründe für die Ent- 
scheidung der Schiffahrt, durch den Nord-Ostsee-Kanal, der in Konkur- 
renz zum Weg um Skagen steht, zu fahren, vielfältig sind. Sie sind saiso- 
naler, konjunkturellerund struktureller Art. 

Soweit der Bund Einfluß nehmen kann, verfolgt die Bundesregierung 
vor diesem Hintergrund das Ziel, zu möglichst durchgreifenden und 
anhaltenden Verbesserungen der Situation auf dem Nord-Ostsee-Kanal 
zu kommen. Dabei werden Maßnahmen nicht auf einen für die 
Schiffahrt kostenverursachenden Faktor beschränkt. Vielmehr strebt 
das BMVBW an, in allen Bereichen mögliche Verbesserungen durchzu- 
führen. 


71. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Gutachten bzw. 
Stellungnahmen aus neuerer Zeit vor, und wenn 
ja, mit welchen Kernaussagen, die sich mit der 
Frage der Auslastung des Nord-Ostsee-Kanals 
befassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 2. März 1999 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nord hat ein Gutachten zur Aus- 
lastungsoptimierung des Nord-Ostsee-Kanals der Bietergemeinschaft 
Hamburg Port Consulting GmbH und Universität Hamburg/Institut für 
Verkehrswirtschaft (Nord-Ostsee-Kanal-Gutachten) eingeholt, das 
dem BMVBW vorliegt. 

Dieses Gutachten, das sich ausführlich mit der Frage der Auslastung des 
Nord-Ostsee-Kanals befaßt, enthält die zentrale Handlungsempfeh- 
lung, eine Restrukturierung des Kanalbetriebs mit Gründung einer pri- 
vaten Kanalbetriebsgesellschaft durchzuführen. Daneben werden 
Handlungsempfehlungen insbesondere in den Bereichen Lotswesen, 
Kanalsteuerwesen und Preisbildung für die Nutzung des Nord-Ostsee- 
Kanals gegeben. 


72. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen getragen von welchen 
Leitvorstellungen plant die Bundesregierung 
aufgrund etwaiger vorliegender Gutachten bzw. 
Stellungnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 2. März 1999 

Neben dem Nord-Ostsee-Kanal-Gutachten liegt dem BMVBW ein 
Gutachten der Kienbaum Unternehmensberatung GmbH zum Lots- 
geldtarif vor. In Auswertung beider Gutachten hat das BMVBW ein 
umfassendes Papier mit konzeptionellen Überlegungen zur Weiterent- 
wicklung des Lotswesens erstellt. Darin werden die zentralen Vor- 
schläge der beiden Gutachten aufgenommen und z. T. weiterentwik- 
kelt, aber auch darüber hinausgehende Betrachtungen angestellt. Die- 
ses Papier wird in Kürze vom BMVBW mit den Küstenländern, den 
Betroffenen und den maritimen Verbänden erörtert. 

Zentrales Anliegen der Bundesregierung ist im Interesse der deutschen 
Seehäfen und des Nord-Ostsee-Kanals eine Effizienzsteigerung der 
Dienstleistungen für die Seeschiffahrt, wobei Sicherheit und Service- 
qualität, die beide ein anerkannt hohes Niveau haben, uneingeschränkt 
erhalten werden müssen. 


73. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Welche Aussichten hat die Bundesregierung zur 
bisherigen Entwicklung und zur künftigen Aus- 
gestaltung der Befahrensabgaben für den Nord- 
Ostsee-Kanal? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 2. März 1999 

Auch die Befahrungsabgaben für die Benutzung des Nord-Ostsee- 
Kanals werden bei den Überlegungen des BMVBW zur Steigerung der 
Attraktivität des Nord-Ostsee-Kanals einbezogen. 
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Der Bund hat aufgrund der angespannten Wettbewerbssituation des 
Nord-Ostsee-Kanals in den vergangenen Jahren trotz des schlechten 
Kostendeckungsgrades keine allgemeine Anhebung im Bereich der 
Befahrungsabgaben vorgenommen. Statt dessen wurden mehrfach Ver- 
besserungsmaßnahmen für die Schiffahrt unternommen, insbesondere 
wurden für bestimmte Schiffe Ballast- und Vielfahrerrabatte eingeführt 
und weiterentwickelt. 

Es besteht trotz der angespannten Haushaltstage des Bundes derzeit 
keine Planung des BMVBW, eine allgemeine Erhöhung der Befah- 
rungsabgaben vorzunehmen. Vielmehr hat das BMVBW kürzlich die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nord beauftragt, im Hinblick auf die 
im Nord-Ostsee-Kanal-Gutachten angestellten Überlegungen zum 
Preisbildungssystem auf dem Nord-Ostsee-Kanal zu untersuchen, wie 
eine weitere Verbesserung auch des Befahrungsabgabentarifes herbei- 
geführt werden kann. 


74. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Sind bereits Finanzmittel für die Planung des 
Eisenbahntunnels in Rüdesheim freigegeben, 
wenn nein, wann ist mit einer Freigabe zu rech- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 26. Februar 1999 

Die Bundesregierung wird - sobald die entsprechenden, von der hessi- 
schen Landesregierung zusammenzustellenden Unterlagen vorliegen - 
das Projekt in den Bundeshaushalt 1999 einstellen und damit die Grund- 
lage für die Inanspruchnahme von Bundesmitteln schaffen. 


75. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Warum werden die Planungsmaßnahmen zu 
Teilen des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit 
VDE Nr. 17 (Ausbau Wasserstraße Hannover — 
Berlin) trotz z.T. gegenteiliger politischer Aus- 
sage der Koalitionsvereinbarung weitergeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 2. März 1999 

Die Vorgaben aus der Koalitionsvereinbarung 

- Ander Priorität für den Aufbau Ost wird festgehalten (IV. 4 Abs. 5) 

- Verkehrsverlagerung auf Schiene und Wasserstraße (VI. 4 Abs. 2) 

- Keine Bauunterbrechung (IV. 4 Abs. 4) 

werden eingehalten. Daraus leiten sich für den Verkehrsbereich fol- 
gende Grundsätze ab: 

(1) Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) wird gegenwärtig über- 
arbeitet. Ziel ist hierbei, die umweltfreundlicheren Verkehrsträger 
Wasserstraße und Schiene zu stärken. 
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(2) Die umweltfreundlichen Verkehrsträger Wasserstraße und Schiene 
müssen stärker als bisher am Verkehrswachstum teilnehmen. Für 
eine wettbewerbsfähige Binnenschiffahrt ist der Ausbau der Was- 
serstraßeninfrastruktur wesentliche Voraussetzung. 

(3) Investitionen in den neuen Bundesländern haben weiterhin vorran- 
gige Priorität. Die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit werden mit 
Nachdruck weitergeführt. 

(4) BVWP-Projekte des „Vordringlichen Bedarfs”, die im Bau bzw. 
weit fortgeschritten sind und deren Verkehrswert ohne Fortführung 
deutlich beeinträchtigt würde, werden ebenfalls mit hoher Priorität 
weitergeführt. 

(5) Die Entscheidung über eine Ausbaumaßnahme erfolgt im übrigen 
auf der Ebene des Planfeststellungsverfahrens mit integrierter 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Es besteht daher kein Grund, dieses hochwirtschaftliche Projekt (Nut- 
zen/Kosten-Verhältnis über 6) nicht weiterzuführen. Der Ausbau er- 
folgt in enger Abstimmung mit den betroffenen Bundesländern. Im 
Vorgriff auf die Realisierung des Projektes 17 VDE wurde im übrigen 
allein in Brandenburg ein Investitionsvolumen von ca. 140 Mio. DM zur 
Ertüchtigung der Binnenhäfen angeschoben. 


76. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
daß durch den Ausbau des Teltowkanals und 
der Kleinmachnower Schleuse wertvolle Land- 
schaftsschutzgebiete zerstört werden und daß 
dies zu einer Flächenreduzierung der Parforce- 
heide führt, und hält die Bundesregierung an 
diesen stark umstrittenen Teilen des Projektes 
VDE Nr. 17 fest? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 2. März 1999 

Im Rahmen des Projektes 17 VDE werden die Berliner Wasserstraßen 
auf 67 km Länge zwischen Potsdam und Westhafen über den Teltow- 
kanal als Südtrasse durch Vergrößerung der Kanalquerschnitte und 
Brückendurchfahrtshöhen, Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
Schleusen Charlottenburg und Kleinmachnow ausgebaut. 

Der Ausbau des Teltowkanals wird so geplant werden, daß Eingriffe in 
angrenzende Natur- und Landschaftsschutzgebiete weitestgehend 
unterbleiben können. Vorrangiges Ziel ist die Herstellung einer ausrei- 
chenden Wassertiefe. 

Dieser Grundsatz „Tiefe geht vor Breite” beinhaltet jedoch Einschrän- 
kungen für die Schiffahrt. So wird in längeren Streckenabschnitten ein 
Begegnungsverkehr nicht möglich sein. Das BMVBW sieht hierin 
jedoch einen gangbaren Weg zwischen ökologischen und ökonomischen 
Interessen. 




Drucksache 14/481 


- 42 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


Ein besonderer Engpaß im Teltowkanal ist die Schleuse Kleinmach- 
now. Im Rahmen des Projekts Nr. 17 VDE ist aus verkehrlichen (Kapa- 
zitäts-jGründen und im Hinblick auf das hohe Alter der Anlage ein 
Schleusenneubau mit einer 190 m langen und 12,5 m breiten Kammer 
erforderlich, damit die größeren und tiefergehenden Schiffe die Um- 
schlagstellen am Teltowkanal, dem Berliner Osthafen, Königs-Wuster- 
hausen und Eisenhüttenstadt erreichen können. Hierdurch werden die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verbessert und Arbeitsplätze 
gesichert. Die Erschließung dieser Räume ist nur über den Teltowkanal 
mit der Schleuse Kleinmachnow möglich. Darüber hinaus ist der TeT 
towkanal zusammen mit der Spree-Oder-Wasserstraße als Bestandteil 
der Transeuropäischen Verkehrsnetze der EU ein wichtiges Bindeglied 
zur Oder und nach Polen/Schlesien, nicht zuletzt im Hinblick auf den 
polnischen EU-Beitritt. Die aktualisierte Prognose (1995) erwartet für 
2010 eine Gütermenge von ca. 9,5 Millionen t/Jahr. Von der Vertiefung 
werden ca. 75% der Schiffahrt profitieren können. 

Aus Denkmalschutzgründen und wegen der schlechten Bausubstanz 
war ein Neubau in der vorhandenen Mittelkammer nicht möglich. Aus 
den gleichen Gründen und wegen der noch schlechteren Baugrundver- 
hältnisse konnte auch die Südkammer nicht für einen Neubau genutzt 
werden, so daß als einzige Lösung ein Schleusenneubau im Bereich der 
vorhandenen Nordkammer übrig blieb. Die geplante Anlage umfaßt 
eine neue Schleuse mit 190 m Nutzlänge als Ersatz für die vorhandene 
Nordkammer, die vorübergehende Verlängerung der Mittelkammer 
auf 85 m Nutzlänge durch ein neues Oberhaupt sowie den Ausbau der 
Vorhäfen mit Wartestellen. 

Hierfür wurden im Juni 1998 das Planfeststellungsverfahren eingeleitet 
und im August/September 1998 die Pläne öffentlich ausgelegt. 

Am Nordufer wird eine insgesamt 375 m lange Wartestelle für Güter- 
schiffe hergestellt. Diese ist eine von vier Wartestellen, die die Schiff- 
fahrt für die Begegnung im überwiegend einschiffigen Teltowkanal 
benötigt. Für die Wartestelle muß das vorhandene Gelände so weit ab- 
getragen werden, daß eine ausreichende Fahrwasserbreite entsteht. 
Der Eingriff in das angrenzende Landschaftsschutzgebiet ist unver- 
meidbar. Der Landschaftspflegerische Begleitplan beschreibt die 
durchzuführenden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Um den Gelän- 
deeingriff so gering wie möglich zu halten, wird das Ufer durch eine ver- 
ankerte Spundwand gesichert. Zwischen TeK-km 7,820 und 8,075 soll 
nach den ausgelegten Plänen wegen des dort anstehenden schlechten 
Baugrunds (Mudde) eine ca. 1 : 5 geneigte und gesicherte Böschung 
hergestellt werden. 

Im Erörterungstermin am 15. bis 17. Februar 1999 sind zu der bisher 
vorgesehenen Bauweise der Wartestelle verschiedene Alternativen 
erörtert worden (u. a. auch die im vorausgegangenen Raumordnungs- 
verfahren geplante Spundwandbauweise, bei der ein ca. 32 m breiter 
- ca. 8000 m^ - geschont werden kann). Der Eingriff ins Landschafts- 
schutzgebiet und die Parforceheide können somit deutlich reduziert 
werden. Der Träger des Vorhabens, das Wasserstraßen-Neubauamt 
Berlin, wurde von der Planfeststellungsbehörde verpflichtet, neben der 
in den Unterlagen enthaltenen Bauweise auch die Alternativen noch- 
mals aufbautechnische Umsetzungsmöglichkeiten, Ökologie und Ver- 
träglichkeit mit den Schutzgebietszielen des betroffenen Landschafts- 
schutzgebietes zu prüfen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


77. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Welche Erkenntnisse hat die Parlamentarische 
Staatssekretärin Gila Altmann bei ihrer Besich- 
tigung des Havaristen „Pallas” gewonnen, und 
welche Anregungen und Vorschläge hat die 
Parlamentarische Staatssekretärin Gila Alt- 
mann an verantwortliche Stellen der Bundes- 
regierung aufgrund ihrer Besichtigung weiter- 
gegeben?*) 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 16. Februar 1999 

Ziel des Besuches der Parlamentarischen Staatssekretärin Gila Alt- 
mann war es, sich einen persönlichen Endruck vom Stand der Bergungs- 
und Ölbekämpfungsmaßnahmen und des Ausmaßes der Folgen der 
Havarie für Natur und Tierwelt für Folgerungen des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zu verschaffen. 
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit wird diese Folgerungen in die anstehende Aufarbeitung der Hava- 
rie der „Pallas” einbringen und hierbei insbesondere die dauerhafte Sta- 
tionierung eines geeigneten Hochseeschleppers in der Deutschen Bucht 
fordern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Wissenschaft 


78. Abgeordneter 

Erich 

Maaß 

(Wilhelmshaven) 

(CDU/CSU) 


Für welche Projekte hat die im Bereich Elektro- 
nik tätige Firma W. S. von 1996 bis 1998 Förder- 
zusagen mit welchen Gesamtförderbeträgen 
erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 4. März 1999 

Mit Schreiben vom 18. März 1997 wurde der Wacher Siltronic A G vom 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Techno- 
logie (BMBF) unverbindlich die Förderung des Vorhabens „Kristall- 
züchtung und Bearbeitung von Silizium-Wafern mit Durchmessern vom 
300 mm und größer” mit einer aximalsumme von 54000000 DM in Aus- 
sicht gestellt. Der Firma wurde freigestellt, mit den Arbeiten ab 1 . März 
1997 auf eigenes Risiko zu beginnen. Am 20. Januar 1998 wurde die 


0 s. hierzu auch Frage 36 
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Startphase des Vorhabens mit einer Laufzeit vom 1. März 1997 bis 
31. Dezember 1998 und einer Fördersumme von 11375000 DM bewil- 
ligt. Nach erteilter Zustimmung der E U-Kommission zu dem Gesamt- 
projekt wurde am 8. September 1998 auch die Hauptphase mit 
39125625 DM bewilligt (Laufzeit 31. Dezember 2000). Aufgrund der 
von der EU festgelegten maximalen Förderquote von 43,75% beträgt 
die Gesamtfördersumme insgesamt 50500625 DM. Weitere Bewilligun- 
gen wurden im Zeitraum 1996 bis 1998 an die Firma Wacker Siltronic 
A G nicht ausgesprochen. 


79. Abgeordneter Bei welchen Projekten wurde nachträglich eine 

Erich Laufzeitverlängerung seitens des Bundesmini- 

Maaß steriums für Bildung und Forschung genehmigt? 

(Wilhelmshaven) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 4. März 1999 

Im Projekt „Kristallzüchtung und Bearbeitung von 300-mm-Wafern 
und größer” wurde weder eine Laufzeitverlängerung beantragt noch 
genehmigt. Die Firma Wacker Siltronic AG erklärte auf Befragen, daß 
sie auch nicht beabsichtigt, einen Antrag auf Laufzeitverlängerung zu 
stellen. 

Lediglich im bereits 1993 bewilligten „Verbundprojekt Jessi E 66, Sili- 
zium Scheiben für SubMicron Technologie” wurde am 24. April 1996 
wegen einer Erweiterung des Arbeitsplanes die Laufzeit auf den 
31. Dezember 1996 verlängert. 


80. Abgeordneter 

Erich 

Maaß 

(Wilhelmshaven) 

(CDU/CSU) 


Was sind die Gründe dafür, daß entgegen 
ursprünglicher Bewilligung bei dem 300-mm- 
Wafer-Projekt bei W. S. eine Laufzeitverlänge- 
rung beim BMBF beantragt ist, obwohl dadurch 
der Druck auf eine schnelle Realisierung des 
Projektes, und damit auch die Begründung der 
öffentlichen Förderung, entfällt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 4. März 1999 

Im 300-mm-Projekt wurde bisher keine Laufzeitverlängerung beantragt 
oder genehmigt. Bei periodischen Überprüfungen der erzielten Ergeb- 
nisse wurde vielmehr festgestellt, daß das Projekt voll im Zeitplan liegt. 
Auf dem kürzlich stattgefundenen internationalen Strategie Sympo- 
sium der SEMI in Rom wurde deutlich, daß Deutschland im internatio- 
nalen Vergleich bei der Entwicklung der 300-mm-Technologie führend 
ist. 


Bonn, den 5. März 1999 




